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KURZ BERICHTET

TARIFPOLITIK:

TVöD für Bund und Kommunen
ab 1. Oktober in Kraft

Der TVöD kann am 1. Okto-
ber 2005 in Kraft treten. Nach-
dem Anfang September die Ar-
beitgeber des Bundes und der
Kommunen sowie die öD-Ge-
werkschaften GdP, ver.di und
GEW den Verhandlungsergeb-
nissen zum Tarifvertrag Überlei-
tung (TVÜ) und dem Tarifver-

trag für den öD (TVöD) mehr-
heitlich zugestimmt hatten, stell-
ten sie am 13. September auf ei-
ner Pressekonferenz in Berlin
das Tarifwerk vor.

Bundesinnenminister Otto
Schily unterstrich: „Mit der Un-
terzeichnung des neuen Tarifver-
trags für den öffentlichen Dienst
– TvöD – haben wir unser Ziel
erreicht: Die Arbeitsbedin-
gungen im öffentlichen Dienst
von Bund und Kommunen sind
auf eine neue, tragfähige Grund-
lage gestellt.“

Mit dem neuen Tarifwerk ist
die Ablösung des alten Bundes-

angestelltentarifs für die Be-
schäftigten von Bund und Kom-
munen zwar perfekt, so GdP-
Vorsitzender Konrad Freiberg
gegenüber der Presse, doch eine
fortgesetzte Spaltung in das zu-
nehmend nur noch bedingt ge-
pflegte Tarifrecht des BAT und
die Manteltarifverträge für Ost

und West im Länderbereich auf
der einen Seite und in den neuen
TVöD bei Bund und den kom-
munalen Arbeitgebern auf der
anderen Seite bedrohe den
Flächentarifvertrag. Deshalb sei-
en die mit der Neugestaltung des
Tarifrechts für den öffentlichen
Dienst angestrebten Ziele erst
dann wirklich erreicht, wenn
auch im Bereich der Länder ein
Tarifrecht gelte, das auf der
Höhe des TVöD stehe und den
Arbeitsbedingungen in diesem
Bereich Rechnung trage (s. auch
Seite 16).

  red.

SCHLESWIG-HOLSTEIN:

GdP kritisiert bei Polizei-Protest
wortbrüchige Politik

Ihrem Zorn über die beabsich-
tigten Sparpläne der schwarz-ro-
ten Landesregierung im öffentli-
chen Dienst machten Ende August
in Kiel rund 2.500 Landes-
bedienstete, darunter zahlreiche
Polizei- und Justizbeschäftigte,
Luft. Sie folgten einem gemeinsa-
men Aufruf der Gewerkschaft der
Polizei sowie des DGB, ver.di und
der GEW.

GdP-Landesvorsitzende Oliver
Malchow verurteilte die Sparvor-
haben der Koalitionsregierung zu
Lasten der Polizeibeschäftigten
scharf. 140 Millionen Euro will die
Regierung im 8,2-Milliarden-
Euro-Etat für 2006 einsparen. Für
die 42.000 Beamten im Landes-
dienst stieg die Arbeitszeit ab 1.
August um eine auf 41 Stunden.
Polizeibeamtinnen und -beamte

werden zusätzlich erstmals an den
Kosten ihrer Heilfürsorge beteiligt.
Der Eigenanteil soll 1,4 Prozent
des Bruttolohns betragen. Und
das, obwohl die CDU-geführte
Landesregierung sich vor der Wahl
zur Verbesserung der schlechten
Bezahlung beim Polizeidienst be-
kannt hatte“, kritisierte Oliver
Malchow die Wortbrüchigkeit der
die Landesregierung tragenden
Parteien. In seiner engagiert und
mit sichtbarer Verärgerung vorge-
tragenen Rede vor rund 1.000
Polizeibeschäftigten forderte

Malchow Verlässlichkeit, Glaub-
würdigkeit und das Einhalten von
im Wahlkampf gegebenen Ver-
sprechungen der politisch Verant-
wortlichen im Lande ein.

Die Kieler Aktion provozierte
Reaktionen bei den Parteien:

Innenminister Ralf Stegner
(SPD) wies die Proteste in einer
schriftlichen Erklärung als nicht
gerechtfertigt zurück. Die Eigen-
beteiligung an der Heilfürsorge sei
„maßvoll und gerecht“. Gleichzei-
tig signalisierte er den Polizei-
beamten Maßnahmen zur Verbes-
serung der Beförderungssituation.

Der CDU-Abgeordnete Peter
Lehnert sprach sich für bessere
Rahmenbedingungen und gegen
Stellenstreichungen bei der Polizei
aus. CDU und SPD hätten darum

vereinbart, ein zukunftsfähiges
Personalkonzept für die Landes-
polizei zu erarbeiten. Entscheiden-
der Teil dieses Konzeptes müsse
eine Stellenstrukturverbesserung
zu Gunsten der Beamtinnen und
Beamten sein, die im operativen
Bereich tätig sind. Ferner werde es
keine weiteren Abstriche im Be-
reich des Weihnachts- und Ur-
laubsgeldes geben. Diese Zusage
sei gerade für die Bezieher kleiner
und mittlerer Einkommen von be-
sonderer Bedeutung.

          Grü

Die GdP führt schon seit An-
fang letzten Jahres mit der Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) Gesprä-
che über Möglichkeiten, die
„richtige“ Ruhestandsgrenze für
Polizeibeamte definieren zu kön-
nen. Es ist beabsichtigt, hierzu
eine Studie zu erstellen, in der

unterschiedliche polizeiliche
Belastungsszenen über längere
Zeiträume untersucht werden.
Unser Ziel ist es, die Diskussion
über Ruhestandsgrenzen und
Arbeitszeitverlängerung mit
arbeitswissenschaftlichlichen
Methoden zu versachlichen.

HJM

RUHESTANDSGRENZEN: Studie geplant

Pressekonferenz am 13. September in Berlin: (v. l.) ver.di-Bundesvor-
sitzender Frank Bsirske,  Bundesinnenminister Otto Schily, Bundes-
pressekonferenz-Moderator Peter Ehrlich, GEW-Vorsitzender Ulrich
Thöne und GdP-Bundesvorsitzender Konrad Freiberg.           Foto: hol

Rund 2.500 Landesbedienstete waren am 31. 8. in Kiel auf der Straße.
       Foto: Gründemann
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XX. WELTJUGENDTAG IN KÖLN:

Polizeiliche Meisterleistung
„Alle Pilger haben das

Marienfeld verlassen. Seit 2.30
Uhr entspannte Gesamtsitua-
tion.“ – Dieser Meldung in der
Nacht zum Montag, 22. August
2005, folgten ein kollektives Auf-
atmen und nicht wenige Stoßge-
bete aus den Seelen tausender
Organisatoren, Polizei- und
Sicherheitskräfte. „Der XX.
Weltjugendtag 2005 in Köln war
nicht nur ein gelungenes und be-
eindruckendes Großereignis in
der katholischen Welt, sondern
auch eine polizeiliche Meister-
leistung!“ bilanzierten der GdP-
Bundesvorsitzende Konrad Frei-
berg und der Vorsitzende des
GdP-Landesbezirks Nordrhein-
Westfalen, Frank Richter. Und
weiter: „Die deutsche Polizei hat
mit ihrer hohen Professionalität
nicht nur die Sicherheit der Teil-
nehmer des Weltjugendtages ge-
währleistet, sondern auch mit ih-
rer Freundlichkeit, Toleranz und
Besonnenheit den denkbar bes-
ten Eindruck bei den Gästen aus
aller Welt hinterlassen.“

Dank und Anerkennung er-
fuhren die Polizeibeamtinnen
und -beamten auch vom promi-
nentesten Gast des Weltjugend-
tages, Papst Benedikt XVI. Er
ging auf die an seiner Residenz
eingesetzten Polizeikräfte zu und
bedankte sich für die guten
Sicherheitsmaßnahmen.

Mit zuletzt einer Million Teil-
nehmer erlebten Köln, der Kreis
Bergheim und bis weit in die
umliegenden Städte hinein Tage
der Superlative, auch in der Be-
schreibung der Stimmung auf

diesem Weltjugendtag. Ungläu-
biges Staunen bei Passanten der
Kölner Innenstadt darüber, dass
hunderttausende Jugendliche ein
Fest feiern können, bei dem Al-
kohol und Drogen so gut wie
keine Rollen spielten, der Müll,
wenn es eben ging, entsorgt wur-
de, Rempeleien nur dem Ge-
dränge geschuldet waren und die

Begeisterung auch durch Regen-
güsse und körperliche Strapazen
nicht zu dämpfen war. Eben kein
„Event“ wie man es kennt.

Dennoch waren die Sorgen
der Verantwortlichen bis zur letz-
ten Minute groß. Die Welt ist
leider nicht so, wie diese jungen
Teilnehmer es sich wünschen.
Für die Sicherheitskräfte heißt es,

nach den Terroranschlägen von
London eine schwierige Balance
zwischen Sicherheit und religiö-
sem Ereignis zu wahren. Rund
um die Uhr waren bis zu 4.000
Einsatzkräfte in zwei Schichten
und unterstützt aus verschiede-
nen Bundesländern im Einsatz.
Spezialeinheiten aus dem ganzen
Land sorgten für die Sicherheit

des Papstes – auch unerkannt in
der Menge der Pilger. Die Bun-
deswehr überwachte den Luft-
raum. Auch Polizeibeamte aus
Spanien, Portugal, Italien und
Polen taten ihren Dienst in Köln
und wurden von den Pilger-
gruppen aus ihren Heimatlän-
dern stürmisch begrüßt.

Die betroffenen Einwohner
und Autofahrer nahmen die mas-
siven Behinderungen gelassen.
Klaus Steffenhagen, Polizeiprä-
sident von Köln: „Wir als Polizei
waren für die Kölner Bürger-
innen und Bürger jederzeit in al-
len Belangen ansprechbar. Un-
ser Bürgertelefon stand für ak-
tuelle Informationen zur Verfü-
gung. Unsere Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter nahmen in die-
ser Woche sage und schreibe
mehr als 5.300 Anrufe entgegen.
In 99 Prozent der Fälle ging es
darum, den Anrufern Umwege
um die Straßensperren zu erklä-
ren. Lediglich ein geringer An-
teil der gesamten Anrufer rea-
gierte mit Unverständnis und
führte Beschwerde über die
Verkehrssperrungen.  Dank der
Mithilfe vieler Medien waren die
meisten gut informiert und hat-
ten sich zeitig und umfangreich
mit den Hinweisen zur Verkehrs-
lage auseinander gesetzt.“

Zu den Superlativen des Welt-
jugendtages zählen auch zweifel-
los diese: Von den rund 9 Kilo-
metern Absperrgittern, die es in
Deutschland gibt, standen 7,5
Kilometer in Köln.               hol

Alle Informationen liefen während des Weltjugendtages in der
Leitzentrale des Kölner Polizeipräsidiums zusammen.              Foto: hol

In zahlreichen Gesprächen mit
Politikern der verschiedenen Par-
teien hat die GdP vor der Bun-
destagswahl die Positionen der
Parteien ausgelotet und die eige-
nen Standpunkte verdeutlicht.

In einem mehrstündigen GdP-
Gespräch mit dem bayerischen
Staatsminister des Innern, Dr.
Günther Beckstein, am 29. Sep-
tember machte dieser keinen Hehl
aus seiner Kritik an der zwischen
Bundesinnenminister Schily, ver.di

und dem Deutschen Beamten-
bund vereinbarten Dienstrechts-
reform – insbesondere der geplan-
ten Leistungsbewertung. Die GdP
unterstrich ihre Sorge, dass eine zu-
nehmende Übertragung von
Kompetenzen in Besoldungs- und
Versorgungsfragen auf die Länder
der Einheit der Polizei abträglich
sind.

Auf entschiedenen Widerstand
bei der GdP stoßen Becksteins
Pläne, die Bundeswehr über Amts-

hilfe und Katastropheneinsätze
hinaus stärker im Innern einzuset-
zen.  Konrad Freiberg wies darauf
hin, dass seit 1998 bereits 7.100
Stellen bei der Polizei gestrichen
worden seien und weitere 7.000
Stellen bis 2010 wegfallen sollen.
Eine verfassungsrechtliche Fest-
schreibung des Einsatzes der Bun-
deswehr im Innern wäre geradezu
eine Einladung an die Bundeslän-
der, zur Sanierung ihrer Haushal-
te die Polizei weiter zu reduzieren.

Auch im Gespräch mit dem
stellvertretenden Vorsitzenden
und Innenexperten der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Wolf-
gang Bosbach,  stellten sich der
GdP-Bundesvorsitzende und die
Mitglieder im Geschäftsführen-
den Bundesvorstand Frank Rich-
ter (Nordrhein-Westfalen) und
Detlef Rieffenstahl (Berlin) u. a.
gegen die Unionspläne, im Falle
eines Wahlsieges den Einsatz der
Bundeswehr über Amtshilfe und
Katastrophenfälle hinaus verfas-
sungsrechtlich zu ermöglichen.

 red.

GESPRÄCHE VOR DER BUNDESTAGSWAHL:

Bundeswehr darf keine Polizeiaufgaben übernehmen
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Der Souverän hat
entschieden – Basta!
Die Bundestagswahl hat nicht
das gebracht, was sämtliche
Umfragen versucht haben vor-
auszusagen. Das Wahl-Volk –
oder auch der Souverän, wie es

gern genannt wird – hat einfach
anders entschieden.
Und kaum ist das Resultat da,
steht Deutschland wieder mal
Kopf: Die Einen erschrecken,
die Anderen beklagen das Re-
sultat und die Schlagzeilen der
Medien tun ein Übriges, sie
orakeln nichts Gutes: – Die In-
dustrie ist „bitter enttäuscht“ –
CDU trauert, SPD ist nicht un-
zufrieden – Der Euro sinkt –
Deutschland geht unsicheren
Zeiten entgegen …

Dabei ist nichts weiter passiert,
als dass die Bürgerinnen und
Bürger gewählt haben.
In den Augen mancher Pragma-
tiker offenbar nicht „richtig“.
Und so machte schon der Vor-

schlag die Runde, „den Souve-
rän“ so lange wählen zu lassen,
bis seine Wahl zu den Parteien
und ihren Programmen passt.

Sicher ist das Wahl-Resultat
nicht einfach umzusetzen. Wer
kann mit wem? Wie bekommt
man verträgliche Mehrheiten?
In welcher Farbkonstellation
unser Land künftig regiert wird,
ist vielleicht schon klarer, wenn
unsere Zeitung erscheint. Ge-
genwärtig jedenfalls scheint
nichts zu gehen – zu viele Ha-
ken überall, zu wenige Schnitt-
mengen, zu großes Posten-
gerangel.

Aber es wird sich richten. Wie
auch immer. Nur eins sollten
die Politiker bei allen Debatten
im Auge behalten:
Das Volk hat mit seiner Wahl-
entscheidung gezeigt, dass es
sehr wohl ein Problem-
bewusstsein für notwendige
Reformen im Land besitzt, dass
es aber gleichzeitig sein soziales
Gewissen geschärft hat. Soziale
Gerechtigkeit, sozial verträgli-
che Reformen, Arbeitnehmer-
rechte, das alles ist ihm wichtig.
Das Solidarprinzip ist noch
längst nicht ad acta gelegt.
Analysiert man das Wahl-
verhalten, dann haben sich die
Bürgerinnen und Bürger
unmissverständlich für eine
gerechte Steuerpolitik (auch
bei Sonn-, Feiertags- und
Nachtzuschlägen), für Mitbe-
stimmung und Tarifautonomie,
für die Wahrung von Arbeit-
nehmerrechten (inklusive Kün-
digungsschutz) sowie gegen
einen steuerpolitischen Rund-
umschlag ausgesprochen.

Aufgabe der Parteien muss es
nun sein, diesen Willen zu re-
spektieren und sozial gerechte

Antworten auf die drängenden
Fragen in unserem Land zu ge-
ben. Dass genau das passiert,
darauf werden die Gewerk-
schaften intensiv drängen müs-
sen. Denn Arbeitnehmer- und
soziale Interessen zu gewähr-
leisten, das ist kein Selbstläufer.
Wenn hier nicht eine starke
Gegenmacht – und wer sonst
als die Gewerkschaften sollte
das sein – permanent am Ball
bleibt, kann in nächster Zeit Ei-
niges den Bach hinunter gehen.

Die GdP ist für soziale und be-
rufliche Interessen ihrer Mit-
glieder sowie für eine verant-
wortungsvolle Innere Sicher-
heit bislang unter allen politi-
schen Farben eingetreten und
wird es auch unter der kom-
menden Regierung – wie
immer sie aussehen mag – tun.
Unser Vorteil besteht ja gerade
darin, dass wir überparteilich –
also mit jedem – streiten
können.

Wir als GdP werden auch unter
dem künftigen politischen Far-
benspiel für Arbeitnehmer-
interessen, sozial verträgliche
Entwicklungen, die speziellen
Interessen unserer Kolleginnen
und Kollegen streiten und
dafür, dass Schwerpunkte der
Inneren Sicherheit konstruktiv
behandelt werden.

Hoffen wir nun auf wenig Ver-
zögerung bei der Regierungs-
bildung, denn es gibt eine Men-
ge zu tun.

Übrigens – auch das hat das
Volk gewählt: Keine NPD im
Parlament; und das ist sehr er-
freulich.

Zu: Findelkind
Verwaltung, DP 9/05

Mit der so populären Forde-
rung nach Bürokratieabbau wer-
den auch zwei, oft verdeckte Zie-
le verfolgt: Der Staat will unter
dem zunächst unverfänglichen
Begriff einer Aufgabenkritik mit
dem dann folgenden Bürokratie-
abbau Personal- und Sachkosten
einsparen. Große Teile der Wirt-
schaft wollen durch den so am-
putierten Staat einen als lästig
empfundenen Kontrolldruck ver-
hindern. Die Folge eines solchen
unkontrollierten „Schaltens und
Waltens“ kann dann zu einer
weiteren Verschiebung von der
„sozialen Marktwirtschaft“ zum
„Neokapitalismus“ führen. Und
wer wird dann gerufen, wenn die
verhärteten Interessen-
gegensätze bis hin zu gewalt-
trächtigen Ausschreitungen zu
schlichten sind? Es wird an die
gesamtgesellschaftliche Verant-
wortung der zuvor verteufelten
Gewerkschaften und an die
Sicherheitskompetenz der unter-
besetzten Polizei appelliert wer-
den!

Dieter Block, per E-Mail

Zu: Führen mit
Zielvereinbarungen,
DP 7/05

Ein lesenswerter Artikel. Ist
doch das Thema „Zielverein-
barung“ vom Prinzip her ein sehr
vernünftiges, weil von ständigem
Team orientierten Controlling
und Lernen der Organisation
begleitetes Verfahren, optimale
Ergebnisse zu finden.

Meine Erfahrung sagt aber
dazu aus der Praxis als „Ziel-
vereinbarter Teilnehmer“ in den
Jahren 1999-2004:

1. Zielvereinbarungen hängen
ganz stark in ihrer Qualität und
Ernsthaftigkeit vom tatsächlichen
Willen der Organisation ab. Setzt
man an die Stelle kompetenter,
weil ehrenhafter und wahrhafti-
ger, Führungskräfte selbster-
nannte Möchtegern-Diktatoren,
dann werden die diesem kleinen
Selbstherrscher vorgegebenen
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Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Aufträge, Zielvereinbarungen zu
treffen, de facto zu vorfabrizier-
ten Befehlen, die als Vereinbarun-
gen entweder einfach aufgedrückt
oder – noch schlimmer – nur
pseudomäßig erarbeitet werden.

Vorgesetzte, die eine herrsch-
süchtige Egozentrik verkörpern,
und dann noch von den jeweils
ihnen vorgesetzten Stellen ge-
deckt werden, können keine gu-
ten Zielvereinbarungen treffen.
Weil es keine Vereinbarungen
sondern lediglich grinsend vorge-
tragene Befehle sind, die in
möglichst verschnörkelter Schön-
färberei in Wirklichkeit nur Ma-
terial für Berichte ans Ministeri-
um werden sollen – voller Erfol-
ge und Erfolgsaussichten.

2. Zielvereinbarungen hängen
ganz stark von Qualität und
Ernsthaftigkeit der Mitarbeiter
in einem Team ab. Intrigant-
Innen, Schleimspurleger und
möglicherweise auch defätisti-
sche Persönlichkeitsgestörte wer-
den Zielvereinbarungen in einer
Besprechungsserie mit beeinflus-
sen, hinter denen sie sich dann
bei der Umsetzung verstecken,
Showstücke abliefern, Vorzeige-
ergebnisse produzieren, die aber
in ihrer Gesamteffizienz eine
Nullnummer werden.

Eine bürokratische Organisa-
tion, die mehr auf Aktionen und
Effekthascherei in Medien und
Statistik setzt, lügt sich etwas in
die Tasche, wenn sie „Ziel-
vereinbarungen“ macht, die in
Wirklichkeit Qualität durch
Schönfärberei ersetzen.

3. Ich habe Jahre erlebt, in de-
nen ehemalige Zielverein-
barungen weiter geschrieben
wurden, ohne dass wirklich eine
kritische Reflexion, ein wirkli-
ches Controlling und eine ehrli-
che Debatte über das ehedem
Vereinbarte stattgefunden hätte.

So wird es nie klappen!
Bernward Boden, Köln

In Niedersachsen werden die
Mitarbeiter kaum eingebunden.
Die Ziele werden überwiegend
vorgegeben und das in einer Fül-
le (MI>PD>PI> Basis), dass für

Akzeptanz und eigene Ziele kein
(Nachdenken) Raum mehr
bleibt.
Harald Calsow, Niedersachsen

Kollege Gouasé hat in seinem
Artikel anschaulich und pragma-
tisch beschrieben, wie das Füh-
ren mit Zielen praxisorientiert
umgesetzt werden kann, um Pro-
bleme strukturiert und ziel-
orientiert zu lösen.

Wahrscheinlich hätten die be-
schriebenen Problemfelder auch
auf andere Art und Weise gelöst
werden können, ob das aber bei
den betroffenen Kolleginnen und
Kollegen zu mehr Transparenz
und Arbeitszufriedenheit geführt
hätte und die Ergebnisse die glei-
che Qualität erreicht hätten,
wage ich zu bezweifeln. Gerade
wenn die Kolleginnen und Kol-
legen eine echte Möglichkeit er-
halten, ihre Vorstellungen und
Ideen einzubringen, hat Führen
mit Zielen die Chance, akzeptiert
werden.

Andreas Müller,
PI Germersheim

Die Einleitung zu diesem Ar-
tikel ist schon sehr eigenartig.
Offensichtlich sind die Kommis-
sariatsleiter und möglicherweise
auch der vorherige Dienststel-
lenleiter, menschlich und fachlich
nicht in der Lage, ihre Bereiche
zu führen. Die anstehenden  Ent-
scheidungen wurden angeblich
bereits mehrfach getroffen! Hier
hätten schon lange personelle
Konsequenzen erfolgen müssen!
Aber es sind ja auch keine Ziel-
vereinbarungen sondern Zielvor-
gaben! Dieser Begriff trifft die
Sache besser.

Diese Art des Führens kann
man aber schon seit Jahrzehnten
in der PDV 100 unter Punkt 1.5
Führung und 1.5.3 ff. nachlesen.
Hier wird also über „normale“
Führungstätigkeit berichtet (die
ich von jedem  Polizeiführer, egal
in welcher Position, erwarte) und
viel geschrieben. Offensichtlich
ist diese „Normalität“ aber
mittlerweile so unnormal gewor-

den, dass man lange Artikel,
Dienstvereinbarungen, aufwen-
dige Powerpoint-Präsentationen
verfasst, um Selbstdarstellern ein
Podest zu geben.

Etwas sehr Wichtiges hat mir
der Artikel aber doch gezeigt! Es
gibt noch Polizeiführer (hD), die
mit ihren Mitarbeitern sprechen!
Dieser Aspekt, der von sozialer
Kompetenz zeugt, liegt offen-
sichtlich bundesweit im Argen. In
Mecklenburg-Vorpommern
(MV) hat das sogar eine wissen-
schaftliche Studie („Ergebnis-
bericht zur Evaluation der
Organisationsveränderung vom
1.1.2002 in der PD Anklam“) der
Universität Greifswald bestätigt.
Diese Studie wurde im Auftrag
des Innenministeriums erstellt.
Eine vorangegangene Umfrage
der GdP zur Berufszufriedenheit
hatte ein ähnliches Ergebnis –
wurde aber als unseriös abge-
schmettert. Im vorliegenden Fall
kann ich also sagen: „Weiter so,
vorwärts zur sozialen Kompe-
tenz!“

Wer sich ernsthaft mit Sinn
oder Unsinn der Zielverein-
barungen befassen will, empfeh-
le ich dringend den Artikel „Ziel-
vereinbarungen mit Beamten
und Arbeitnehmern des öffent-
lichen Dienstes“ von Prof. Dr.
Harro Plander, Universität der
Bundeswehr in Hamburg („Der
Personalrat“ 9/03 vom AiB Ver-
lag). Der Artikel befasst sich
nicht nur mit rechtlichen Proble-
men bei der Arbeit mit Ziel-
vereinbarungen im Beamten-
bereich. Lest aber bitte nicht nur
den ersten Abschnitt über den
Einsatz von Zielvereinbarungen
in der freien Wirtschaft, der hier
auch als Unternehmenskonzept
„Management by Objects“ pro-
pagiert wird. Wenn man dann
Vergleiche anstellt, ist der Hin-
weis auf die so genannten Strich-
listen nicht unbegründet.

Motivation, ein sehr wichtiger
Faktor, spielt hier in MV, und
bestimmt nicht nur hier,
überhaupt keine Rolle, sagt un-
ser Inspekteur! Nur wer das Ziel,
das man aber auch noch korrigie-
ren und anpassen kann, als ers-
ter erreicht, wird befördert oder
bekommt eine Leistungszulage?
Was bekommen die anderen, die

einfach nur ihre Beamten-
pflichten ernst nehmen und er-
füllen? Im Rahmen der vollen
Hingabe usw.!

Hier gab es offensichtlich gro-
ße Mängel, um auf die Ausgangs-
situation des Verfassers zurück
zukommen. Andererseits kann
ich mir auch nicht vorstellen, wie
Sachbearbeiter einfach Rahmen-
bedingungen ändern können. Sie
feststellen, ansprechen und
nötigenfalls demonstrieren – ja,
aber verändern im Rahmen einer
Zielvereinbarung? Hier ist doch
wohl einzig und allein die
Dienststellenleitung gefordert.
Die hatte aber bis dahin völlig
versagt!

Wolfgang Bobsien,
Bezirkspersonalrat

bei der PD Schwerin

Zum Titel-Thema „Füh-
ren mit Zielvereinbarungen,
haben uns jede Menge Zu-
schriften erreicht. Auch eini-
ge, die unsere Platzkapa-
zitäten in der DP über-
schreiten. Diese haben wir
unter www.gdp.de, DEUT-
SCHE POLIZEI, Heft 7/05
eingestellt – einfach auf den
Button „Leserbriefe zum
Titelthema“ klicken.
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TITEL

Vom BGS zur Bundespolizei
Michael Scheuring, Ministerialdirigent im Bundesinnenministerium, Berlin

Am 1. Juli 2005 ist das Gesetz zur Umbenennung des Bun-
desgrenzschutzes in Bundespolizei in Kraft getreten. Sel-
ten war ein Gesetzespaket so umfangreich – bei gleichzei-
tig relativ geringem Änderungsinhalt. Denn alleiniges Ziel
dieses Gesetzes war, durch die neue Bezeichnung „Bun-
despolizei“ das tatsächliche aktuelle Aufgabenspektrum
eben dieser Bundespolizei prägnanter zum Ausdruck zu
bringen, als dies die Bezeichnung „Bundesgrenzschutz“
vermochte.

Zur Historie des
Bundesgrenzschutzes

Durch das Gesetz über den
Bundesgrenzschutz und die Ein-
richtung von Bundesgrenz-
schutzbehörden vom 16. März
1951 hatte der Bund von der Er-
mächtigung des Artikel 87 Abs.
1 Satz 2 GG Gebrauch gemacht.
Der 16. März 1951 gilt deshalb als
Gründungsdatum des Bundes-
grenzschutzes.

Der Bundesgrenzschutz war
damals stark militärisch geprägt,
insbesondere weil sein Personal
gezielt aus ehemaligen Offizie-
ren und Unteroffizieren der
Wehrmacht rekrutiert wurde.
Daneben gab es aber bereits eine
polizeiliche Ausrichtung, denn
die Gründung des Bundesgrenz-
schutzes war auch eine Reakti-
on und ein Gegengewicht auf die
Einrichtung der Deutschen
Volkspolizei in der Sowjetischen
Besatzungszone. Den Bundes-
grenzschutzbehörden wurde die
Aufgabe zugewiesen, das Bun-
desgebiet gegen verbotene
Grenzübertritte und sonstige die
Sicherheit der Grenzen gefähr-
dende Störungen der öffentli-
chen Ordnung im Grenzgebiet
bis zu einer Tiefe von 30 Kilome-
tern zu sichern. Hauptaufgabe
des Bundesgrenzschutzes war,
die innerdeutsche Grenze, die
„Zonengrenze“,  zu sichern. Die-
se Hauptaufgabe war namens-
gebend.

Im Zuge der Einarbeitung ei-
ner Notstandsverfassung in das
Grundgesetz durch das 17. Ge-
setz zur Ergänzung des Grund-
gesetzes von 24. Juni 1968 und
weiterhin durch das 31. Gesetz
zur Änderung des Grundgeset-
zes vom 28. Juli 1972  hat der
verfassungsändernde Gesetzge-
ber später weitere polizeiliche
Aufgaben für den Bundesgrenz-
schutz in bestimmten Ausnahme-
situationen vorgesehen; z. B. zur
Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit oder Ordnung in

Fällen besonderer Bedeutung
auf Anforderung eines Landes
oder – auch auf Anordnung der
Bundesregierung – zur Hilfe bei
einer Naturkatastrophe, bei ei-
nem besonders schweren Un-

glücksfall, bei einer Gefahr für
den Bestand oder die freiheitlich
demokratische Grundordnung
des Bundes oder eines Landes
sowie im Verteidigungsfall.

Mit dem Gesetz zur Übertra-
gung der Aufgaben der Bahnpo-

lizei und der Luftsicherheit auf
den Bundesgrenzschutz vom 23.
Januar 1992 und mit dem Gesetz
über den Bundesgrenzschutz
vom 19. Oktober 1994 sind dem
Bundesgrenzschutz zusätz-

liche, über die
Grenzsiche-
rung hinausge-
hende Aufga-
ben übertra-
gen worden.

Die Bun-
despolizei
heute

Heute ist
die Bundespo-
lizei nicht nur
für den Schutz
der Grenzen
(§ 2 BPolG)
zuständig. Sie
hat auch die
Aufgabe, auf
dem Gebiet
der Bahnan-
lagen der Ei-
senbahnen des
Bundes Ge-
fahren für die
öffentliche Si-
cherheit oder
Ordnung ab-
zuwehren (§ 3
Abs. 1 BPolG).

Ihr obliegt der Schutz vor Angrif-
fen auf die Sicherheit des Luft-
verkehrs (§ 4 BPolG) auf z. Zt.14
Großflughäfen. Sie kann zur Auf-
rechterhaltung oder Wiederher-
stellung der Sicherheit oder Ord-
nung an Bord deutscher Luft-

fahrzeuge eingesetzt werden (§ 4
a BPolG). Sie kann Verfas-
sungsorgane des Bundes und
Bundesministerien gegen Gefah-
ren, die die Durchführung ihrer
Aufgaben beeinträchtigen, schüt-
zen (§ 5 BPolG). Ihr obliegen
Aufgaben auf See (§ 6 BPolG).
Sie kann zur Mitwirkung an po-
lizeilichen oder anderen nicht-
militärischen Aufgaben im Aus-
land verwendet werden (§ 8
BPolG). Sie unterstützt andere
Bundesbehörden (§§ 9, 10
BPolG) oder ein Land (§ 11
BPolG) und verfolgt Straftaten
sowie Ordnungswidrigkeiten (§§
12, 13 BPolG).

Das Gesetz zur
Umbenennung des
Bundesgrenzschutzes
in Bundespolizei

Materiell-rechtlich wird durch
das von der Bundesregierung in-
itiierte Umbenennungsgesetz
das Gesetz über den Bundes-
grenzschutz aus dem Jahr 1994,
zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 11. Januar
2005, nicht verändert. Es hat kei-
ne Änderungen der Aufgaben
oder Befugnisse der Bundespo-
lizei zum Inhalt. Vielmehr ersetzt
das Umbenennungsgesetz mit
seinen 134 Artikeln den in zahl-
reichen Gesetzen und Verord-
nungen enthaltenen Begriff
„Bundesgrenzschutz“ konse-
quent durch den Begriff „Bun-
despolizei“. Durch das Um-
benennungsgesetz soll der Poli-
zei des Bundes eine Bezeichnung
gegeben werden, die ihrem heu-
te bestehenden Aufgaben-
spektrum Rechnung trägt.

Gleichwohl stand die Mehr-
zahl der Länder der Um-
benennung lange zurückhaltend
bis ablehnend gegenüber. Sie
hatte vor allem die Sorge, der
Bund würde die Kompetenzen
des Bundesgrenzschutzes zu Las-
ten der Polizeibehörden der Län-

SICHERHEITSARCHITEKTUR

Bundesinnenminister Otto Schily ließ es sich nicht
nehmen, am 30. Juni 2005 persönlich auf dem Ost-
bahnhof in Berlin ein Schild zur Umbenennung des
Bundesgrenzschutzes (BGS) in Bundespolizei zu
befestigen. Foto: dpa
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der kontinuierlich ausweiten und
weitere Schritte in Richtung ei-
ner Neuorganisation der Sicher-
heitsarchitektur in Deutschland
zu Lasten der Länder unterneh-
men.

Die Bundesregierung ist die-
ser Sorge bereits in ihrer Gegen-
äußerung zur Stellungnahme des
Bundesrates entschieden entge-
gengetreten. Sie hat dargelegt,
dass nach ihrer Auffassung mit
der beabsichtigten Umbenenn-
ung nicht der Eindruck erweckt
werden könnte, dass es sich beim
Bundesgrenzschutz um eine
Polizeibehörde des Bundes mit
einem umfassenden Aufgaben-
bereich handelt. „Durch die be-
absichtigte Umbenennung wird
das ‚Gepräge des Bundesgrenz-
schutzes als Sonderpolizei zur
Sicherung der Grenzen des Bun-
des (Artikel 87 Abs. 1 Satz 2
i.V.m. Artikel 73 Nr. 5 GG) und
zur Abwehr bestimmter, das Ge-

biet oder die Kräfte eines Lan-
des überschreitender Gefahren-
lagen (Artikel 35 Abs. 2 und 3,

91, 115 f Abs. 1 Nr. 1 GG)’ nicht
verändert“.

Dieser Auffassung der Bun-
desregierung hat sich eine sehr
breite Mehrheit der Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages
anlässlich der 2. und 3. Lesung
angeschlossen. Der Bundesrat
hat schließlich darauf verzichtet,
einen Antrag auf Anrufung des
Vermittlungsausschusses gem.
Artikel 77 Abs. 2 GG zu stellen.

Die Rechtsprechung
des Bundesverfassungs-
gerichtes

In der politischen Diskussion
über die Umbenennung hatte
der Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichtes vom 28. Januar
1998 (BVerfGE 97, 198 ff.) für
Bund wie Länder eine zentrale
Bedeutung.

Darin hatte
das Bundes-
verfassungsge-
richt dem Bun-
desgesetzgeber
das Recht zu-
g e s t a n d e n ,
dem Bundes-
grenzschutz
über die ver-
f a s s u n g s g e -
setzlich gere-
gelten Auf-
gaben hinaus
eine weitere
Verwaltungs-
aufgabe zuzu-
weisen, „wenn
er sich für de-
ren Wahrneh-
mung auf eine
Ko m p e t e n z
des Grundge-
setzes stützen
kann, die Auf-
gabe von Ver-
fassungs we-
gen nicht ei-
nem bestimm-
ten Verwal-
t u n g s t r ä g e r
vorbehalten ist
und die Zu-
weisung der
neuen Aufga-

be das Gepräge des Bundes-
grenzschutzes als einer Son-
derpolizei zur Sicherung der

einsetzbaren Polizei des Bundes
gewandelt.“ Es hat jedoch – um-
gekehrt – auch betont, „dass der
Bundesgrenzschutz nicht zu ei-
ner allgemeinen, mit den Lan-
despolizeien konkurrierenden
Bundespolizei ausgebaut werden
darf und damit sein Gepräge als
Polizei mit begrenzten Aufgaben
verliert.“

Der Begriff
„Bundespolizei“

Die Umbenennung des Bun-
desgrenzschutzes in Bundespoli-
zei steht in Einklang mit der
Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichtes. Der Gesetzge-
ber ist der Initiative der Bundes-
regierung gefolgt, mit der diese
die vom Bundesverfassungsge-
richt in dessen Entscheidung
mehrfach verwendeten Begriffe,
„Polizei des Bundes“, „Sonder-
polizei“, „Polizei mit begrenzten
Aufgaben“, durch die Festset-
zung des Begriffes „Bundespoli-
zei“ nach ihren eigenen Vorstel-
lungen und innerhalb des beste-
henden verfassungsrechtlichen
Freiraumes fortentwickelt und
konkretisiert hat.  >

Grenzen des Bundes und zur
Abwehr bestimmter, das Gebiet
oder die Kräfte eines Landes
überschreitender Gefahrenlagen
wahrt.“

Zur Entstehungsgeschichte
des Artikel 87 Abs.1 Satz 2 GG
hat das Bundesverfassungsge-
richt u. a. ausgeführt: „Die Norm
ist die Reaktion des Verfassungs-
gebers auf den so genannten
Polizeibrief’ der westalliierten
Militärgouverneure vom 14.
April 1949 (mit weiteren Nach-
weisen). In diesem Brief gestat-
teten die Besatzungsmächte dem
Bund (Federal Government) die
Einrichtung von bestimmten
„Bundespolizeibehörden“ unter
anderem zur Überwachung des
Personen- und Güterverkehrs
bei der Überschreitung von
Bundesgrenzen.“ Das Bundes-
verfassungsgericht hat weiter
ausgeführt: „Soweit diese ver-
fassungsrechtlichen Aufgaben
tragen, hat sich der Bundesgrenz-
schutz von einer reinen Grenz-
polizei zu einer multifunktional

Emotional schwierige polizeiliche Einsätze stellen die
Anforderungen an die Bundespolizei – wie hier an-
lässlich des Oderhochwassers 2002 – dar. Unterstüt-
zung aus der Luft ist bei solchen Anlässen unabding-
bar.      Foto: GdP

Eine der Hauptaufgaben
des BGS bis zum Fall
des Eisernen Vorhangs:
Grenzschutz

         Foto: dpa
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Fazit
Mit dem Begriff „Bundespo-

lizei“ wird eine Polizei bezeich-
net, die einerseits nicht Polizei
eines Landes und andererseits
nicht die andere Polizei des Bun-
des, das Bundeskriminalamt, ist
bzw. sein kann.

Der Begriff „Bundespolizei“
dient der Klarstellung, da er prä-
zisiert und konkretisiert – und
zwar in unterschiedliche Rich-
tungen:
• die Bundespolizei ist Polizei

und nicht Militär (auch nicht

Die Bundespolizei glie-
dert sich in die fünf Bun-
despolizeipräsidien Nord,
Ost, Mitte, West, Süd sowie
die Bundespolizeidirektion
und die Bundespolizei-
akademie.

Den Bundespolizeipräsi-
dien sind 11 Bundespolizei-
abteilungen sowie 19 Bun-
despolizeiämter und diesen
wiederum 128 Bundespoli-

SICHERHEITSARCHITEKTUR

zeiinspektionen nachgeord-
net. In der Bundespolizei
waren 40.770 Personen
(Stand: 30. Juni 2005) be-
schäftigt (30.678 voll ausge-
bildete Polizeivollzugsbe-
amte, 1.452 Anwärter in der
polizeilichen Ausbildung,
1.516 Verwaltungsbeamte,
4.115 Verwaltungsange-
stell te,  2.538 Arbeiter sowie
471 Auszubildende).

als Sonder- oder Zwischen-
form);

• die Bundespolizei ist genauso

Polizei wie die Polizei der Län-
der;

• die Bundespolizei ist als Poli-

 KOMMENTAR

Effektiv in Vielfalt statt Einfalt – das ist der Weg
Josef Scheuring, Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei, Bezirk Bundespolizei

Ist die Umbenennung des
Bundesgrenzschutzes (BGS) in
Bundespolizei ein Schritt um
politisch zentrale Polizei-

strukturen in Deutschland
durchzusetzen?

Diese Frage wurde in den
letzten Wochen und Monaten
immer wieder gestellt. Sie ist
klar und einfach zu beantwor-
ten. Die föderalen Polizei-
strukturen in Deutschland sind
nicht nur eindeutig im Grund-
gesetz verankert. Sie haben
sich in der Bundesrepublik

Deutschland nachdrücklich be-
währt und sie sind im Zusam-
menwirken mit den bundespo-
lizeilichen Strukturen ein gutes
und richtiges Zukunftsmodell für
eine hochleistungsfähige deut-
sche Polizei auch in Europa.

Zentrale Polizeistrukturen al-
lein machen für Deutschland kei-
nen Sinn. Und trotzdem ist eine
ernsthafte, politische Diskus-
sion über die Fortschreibung
der Sicherheitsstrukturen in
Deutschland geboten.

Für uns sind dabei zwei Ziel-
richtungen wichtig: Zuerst geht
es darum, das was auf der
bundespolizeilichen Ebene ne-
beneinander Sicherheit produ-
ziert, vernünftig zu verzahnen
und Doppelzuständigkeiten ab-
zubauen. Erste Schritte dazu sind
bereits gemacht aber in noch viel
zu vielen Bereichen arbeiten die
Bundespolizei, das Bundes-
kriminalamt und die Bundes-
finanzpolizei (der polizeiliche
Teil des Zolls) immer noch mit
großem Aufwand nebeneinander
her. Das kostet Geld, das drin-
gend zur Kriminalitätsbekämp-
fung vor Ort gebraucht wird. Ver-
zahnen heißt für uns im Übrigen

Und es macht geradezu
Angst, dass offensichtlich die
Finanzminister einiger Länder
entscheiden, dass notwendige,
neue Technik wie der Digital-
funk auch weiterhin nicht
flächendeckend eingeführt
wird. Warum sind nicht gemein-
same Beschaffungen für die
gesamte deutsche Polizei und
mehr gemeinsame Aus- und
Fortbildungsmaßnahmen mög-
lich und warum stehen in Mün-
chen teure Hubschrauber und
die dazu benötigte, teuere Lo-
gistik der Bayerischen Polizei
neben der gleichen Ausrüstung
und Ausstattung der Bundespo-
lizei. Die Aufzählung wäre
seitenweise fortzuführen.

Wem es in unserem Land
ernsthaft darum geht, Sicher-
heit auf hohem Niveau zu er-
halten, der muss sich schleu-
nigst um diese Fragen küm-
mern, anstatt weitere Stellen
für Polizistinnen und Polizisten
zu streichen. Wir die Gewerk-
schaft der Polizei werden das
jedenfalls tun, weil wir wissen,
dass die Menschen in unserem
Land die Polizistin und den Po-
lizisten auf der Straße brau-
chen.

eben nicht, eine neue Multi-
sicherheitsbehörde auf Bundes-
ebene zu errichten, sondern kla-
re, flache Strukturen mit eindeu-
tiger Zuständigkeit und klarer
Verantwortung zu etablieren.
Dazu ist eine von der Verfassung
getragene, pragmatische und
unverkrampfte Zusammenarbeit
zwischen den Bundespolizeien
und dem Verfassungsschutz her-
zustellen.

Es geht aber auch darum, sich
einmal ohne Vorbehalte und ide-
ologische Scheuklappen anzu-
schauen, wo die Polizeien der
Länder und die Polizeien des
Bundes nebeneinander her-
arbeiten und wie man dort kon-
zentrierter zusammenarbeiten
kann. Wir wissen alle, dass da
noch viel getan werden kann
ohne den Föderalismus auch nur
im Ansatz in Frage zu stellen. Es
kann jedenfalls nicht richtig sein,
dass gerade jetzt der Bund und
mehrere Bundesländer unkoor-
diniert nebeneinander eine neue
Polizeiuniform für ihre Polizei
entwickeln, obwohl doch das Ziel
eine gemeinsame Uniform für
die gesamte deutsche Polizei zu
haben, schon in den siebziger
Jahren richtig war.

zei mit eigenen Aufgaben fes-
ter Bestandteil im Sicherheits-
gefüge unseres Landes;

•  die Bundespolizei konkurriert
deshalb nicht mit der Polizei
der Länder, sondern koope-
riert mit dieser partnerschaft-
lich, wie auch die mit nahezu
allen Ländern geschlossenen
Sicherheitskooperationen zei-
gen, mit einem hohen Maß an
polizeilicher Effizienz.
(Modifizierte Fassung des in

der NVwZ 2005, S. 903
veröffentl. Kurzbeitrags. Der

Nachdruck erfolgt mit freund-
licher Genehmigung des

Verlags C.H. Beck)
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Polizeistrukturen mit
Leidenschaft erkämpft

 „Ihr wart es doch, die den
Bundesgrenzschutz erst zur Po-
lizei gemacht habt“, das habe ich
in den letzten Wochen in Gesprä-
chen mit den  Landesvorsitzen-
den der Gewerkschaft der Poli-
zei über die aktuelle Entwick-
lung der Bundespolizei immer
wieder einmal gesagt. Und das ist
auch so! Die Landesbezirke der
Gewerkschaft der Polizei, in al-
len deutschen Ländern für die
Durchsetzung der Interessen der
jeweiligen Polizeien der Länder
und der dort beschäftigen Kolle-
ginnen und Kollegen zuständig,
haben nicht nur bis 1994 die Kol-
leginnen und Kollegen des frühe-
ren Bundesgrenzschutzes ge-
werkschaftlich organisiert. Nein,
sie haben in dieser Zeit auch
ganz entscheidend dazu beigetra-
gen, dass die heutige Bundespo-
lizei mit ihren festgelegten Auf-
gaben gerade in den 70er und
80er Jahren zunehmend Akzep-
tanz in der deutschen Polizei-
landschaft gefunden hat.

Damit haben sie den Willen
und die Erwartungshaltung der
Mitglieder aus dem Bereich des
früheren Bundesgrenzschutzes
durchgesetzt. Gerade die Kolle-
ginnen und Kollegen, die ihre
beruflichen Interessen in dieser
Zeit der Gewerkschaft der Poli-
zei anvertraut haben, hatten da-
mit die Erwartung verbunden,
zukünftig stärker als Polizei
wahrgenommen zu werden. Die
Arbeitsbedingungen der Poli-
zeien der Länder waren ihr Ide-
al und ihr Ziel. Es ging darum,
die Ausrüstung und Ausstattung,
die Bekleidung und vor allem die
Bezahlung und die berufliche
Absicherung auf die Höhe der
Polizeien der Länder zu bringen.

Ich selbst wurde im Jahr 1972
in Oerlenbach/Unterfranken als
Grenzjäger (Besoldungsgruppe
A 1) in den Bundesgrenzschutz
eingestellt. Und wenn ich zum
damaligen Zeitpunkt zu einem
Kollegen der Polizeien der Län-
der gesagt hätte, ich sei auch ein
Polizist, dann hätte der sich tot-

gelacht. Ich sage das, weil ich
weis, dass sich viele unserer jun-
gen Kolleginnen und Kollegen
heute gar nicht mehr vorstellen
können, wie weit wir damals von
der Polizei, von allem was poli-
zeilich war, weg waren. Wir hat-
ten weder eine polizeiliche Aus-
bildung noch eine polizeiliche
Ausrüstung und die Tatsache,
dass wir mit Wehrpflichtigen ge-
meinsam Dienst getan haben,
war nur ein Hinweis darauf, dass
wir deutlich näher am Militär als
an der Polizei waren. Der damals
im § 64 Bundesgrenzschutzgesetz
(BGSG) enthaltene Komba-
tantenstatus  war dafür ein wei-
terer Beweis. Während sich der
Großteil unserer Führungskräfte
bei den Offizierstreffen der Bun-
deswehr sehr wohl fühlte, gab es
für uns, die jungen Kollegen
(Kolleginnen in Uniform gab es
leider noch nicht) in den unteren
Dienstgraden kein wichtigeres
Ziel, als diesem verstaubten Muff
der Zwitterstellung zwischen
Militär und in geringen Teilen
Polizei zu entkommen.

Der Terroranschlag auf die
Olympischen Spiele von Mün-
chen 1972, die damit verbunde-
nen, terroristischen Anschläge
arabischer Terroristen auf den
internationalen Luftverkehr und
der RAF-Terrorismus in
Deutschland sorgten dafür, dass
plötzlich auch über den Bereich
des Grenzschutzeinzeldienstes
(damals ca. 2.700 Kollegen die
grenzpolizeiliche und damit an-
erkannt spezialpolizeiliche Ar-
beit an den deutschen Grenz-
schutzstellen leisteten) hinaus
Bedarf an polizeilicher Arbeit für
den Bundesgrenzschutz  vorhan-
den war.

Aber polizeiliche Arbeit allein
macht noch keine Polizei. Der
Gesetzgeber hatte die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen zu
schaffen und hat das auch mit
einem neuen Bundesgrenz-
schutzgesetz (BGSG) vom 18.
August 1972 und dem Personal-
strukturgesetz (1976) getan. >
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Der Prozess der polizeilichen
Aufstellung im Inneren dagegen
war deutlich länger und schwie-
riger. Modern aufgestellte
Führungskräfte, wie der spätere
Kommandeur des BGS-Kom-
mandos und damalige ÖTV-
Mann Lothar Oehlschläger –
waren absolute Ausnahme.  Sich
gegen die sich entwickelnde
Polizeilinie zu stellen und Ge-
werkschaftler zu bekämpfen da-
gegen eine Zeit lang ein durch-
aus förderungswürdiges Verhal-
ten für Führungskräfte.

Und doch war der Weg zur
Polizei nicht aufzuhalten. Dieter
Wimmer im Süden, Joachim
Cortmann in West, der viel zu
früh verstorbene Wilfried Leine-
mann in Nord und Erwin Müller
im damaligen Kommando Mitte,
das sind nur vier von vielen Na-
men, die mit mutiger gewerk-
schaftlicher Arbeit Akzente setz-

ten. In enger Abstimmung  mit
den Landesbezirken der GdP in
denen sie eng eingebunden wa-
ren, standen sie für polizeiliches
Denken und Handeln im dama-
ligen Bundesgrenzschutz  und er-
zielten damit erste Erfolge auch

für die GdP
im Bundes-
grenzschutz
über den
Einzeldienst
hinaus, der
damals und
offensichtlich
geradezu in
„ Tr o t z h a l -
tung“ zu den
Verbänden
schon stark
GdP-organi-
siert war.
Hans-Georg
Koppmann,
der damalige
h e s s i s c h e
G d P - L a n -
d e s v o r s i t -
zende, Man-
fred Bienert
aus Hamburg, Klaus Steffen-
hagen, der damalige Landesvor-
sitzende aus Nordrhein Westfa-

len und heutige Polizeipräsident
von Köln sowie Horst Udo
Ahlers, der frühere Landesvor-
sitzende aus Niedersachsen und
spätere Polizeipräsident von
Braunschweig, hinter diesen
Namen stehen nur einige von ei-
ner ganzen Reihe von GdP-
Spitzenleuten aus den einzelnen
Bundesländern, die der inneren
Demokratie und dem polizeili-
chen Denken im damaligen Bun-
desgrenzschutz zum Durchbruch
verholfen haben. Beeindruckt

schauten wir Jungen damals auf,
wenn Männer wie Ahlers oder
Steffenhagen auf Personalver-

sammlungen des BGS
offen und mit ganz kla-
ren Worten für unsere
gemeinsamen Ziele ein-
traten. Und die gleichen
Kollegen aus den GdP-
Landesbezirken hatten
dann im Jahr 1994 die
Größe und die  Kraft, die
mehr als 14.000 Mitglie-
der, auf die der BGS
inzwischen in der GdP
angewachsen war, aus
ihren Reihen zu entlas-
sen und den Weg für ei-
nen eigenen Bezirk Bun-
desgrenzschutz, dem
heutigen Bezirk Bundes-
polizei (damals geführt
von Dieter Wimmer) frei
zu machen. Sie konnten
das mit Überzeugung
tun. Sie hatten die Erwar-
tungshaltung, die wir in

sie gesetzt hatten, eingelöst.

Der Bundesgrenzschutz war
unumkehrbar zu einer Polizei
des Bundes geworden, der
inzwischen neben den grenz-
polizeilichen Aufgaben auch die
Aufgaben der Luftsicherheit an
den deutschen Flughäfen und die
Aufgaben der Bahnpolizei über-
nommen hatte.    Und doch
brauchte es noch bis zum Jahr
2005 die beeindruckende politi-
sche Durchsetzungskraft von

Woche für Woche von den obersten Ligen bis in den Amateurbereich: Fanbegleitung und
Schutzaufgaben für die Kolleginnen und Kollegen der Bundespolizei. Während Erstliga-
spiele aus polizeilicher Sicht in der Regel nicht mehr die Dramatik vergangener Jahre be-
inhalten, sind mittlerweile Spiele der unteren Klassen mit einem höheren Gewaltpotential
behaftet.   Foto: BeDo/St. Augustin

Otto Schily, um diese polizeiliche
Organisation so zu bezeichnen,
wie sie mit ihren Aufgaben wirkt:
als Bundespolizei.  Starke
Polizeien der Länder und für
genau beschriebene länderüber-
greifende Aufgaben ein Stück
Bundespolizei – das ist die zu-
kunftsträchtige,  polizeiliche Auf-
stellung für ein starkes und siche-
res Deutschland in Europa.

Die Tatsache, dass Deutsch-
land heute über bestens ausgebil-
dete und leistungsfähige Poli-
zeien in den Bundesländern und
über eine kompakte und leis-
tungsfähige Bundespolizei ver-
fügt, ist fraglos zuvorderst auch
Verdienst der Gewerkschaft der
Polizei und der beeindruckend
vielen Menschen, die ehrenamt-
lich in dieser Organisation an
diesen Zielen gearbeitet haben
und weiter daran arbeiten wer-
den.

Die Menschen in unserem
Land profitieren davon ganz au-
ßerordentlich, denn sie empfin-
den die Arbeit der Polizei der
Länder und des Bundes als ihre
persönliche Sicherheit. Darauf
wiederum kann die Gewerk-
schaft der Polizei stolz sein. Lei-
denschaft zahlt sich eben aus.

Josef Scheuring,
Vorsitzender des GdP-Bezirks

Bundespolizei

SICHERHEITSARCHITEKTUR

Gründungskongress des GdP-Be-
zirks Bundesgrenzschutz 1994 in
Koblenz: Dieter Wimmer, erster
Vorsitzender des Bezirks BGS und
heutiger Ehrenvorsitzender, bei
seiner Antrittsrede.

          Foto: H. Wesseling



10/2005 Deutsche Polizei  11

Bereits 1950, also noch vor der
Aufstellung des Bundesgrenz-
schutzes, sprach der damalige
sicherheitspolitische Berater des
Bundeskanzlers Adenauer, Ge-
neral a. D. Gerhard Graf von
Schwerin, von der Notwendig-
keit einer Bundespolizei. Diese
Bundespolizei von Adenauer als
Bundesgendarmerie bezeichnet,
sollte in Verbänden strukturiert
sein. Zu dieser Zeit nutzte man
diesen Begriff allerdings nicht als
Auftragsbeschreibung, sondern
als politische Verschleierung zum
Einstieg in die Schaffung deut-
scher Streitkräfte.

So gelang es dann tatsächlich,
die Zustimmung der Alliierten
zur Aufstellung einer voll-
motorisierten, modern ausgerüs-

teten und kasernier-
ten Polizei zu erlan-
gen und am 16.3.1951
das Gesetz über die
Aufstellung des Bun-
desgrenzschutzes zu
verabschieden.

Bis zum Wegfall der inner-
deutschen Grenze war die Mas-
se der BGS-Beamten in Verbän-
den organisiert. Die veränderte
innenpolitische Lage führte 1992
und 1998 zu zwei großen Refor-
men des BGS, verblieben sind 11
Bundespolizeiabteilungen, in
denen weniger als 20 Prozent der
Bundespolizisten/innen ihren
Dienst verrichten. Voll motori-
siert und modern ausgestattet
sind diese Abteilungen heute
mehr denn je, auch wenn

sicherlich noch einige Wünsche
offen sind. Vor allem aber sind
diese Kolleginnen und Kollegen
voll ausgelastet. Die Zeiten des
Vorhaltens starker Reserven,
von Planspielen mit Rot- und
Blaukräften vor dem Hinter-
grund des kalten Krieges und
Kombatantenstatus sind selbst
vielen, die das noch miterlebt
haben, fast schon in Vergessen-
heit geraten.

Bundespolizeiabteilung 2005 –
das ist ein Mix aus Einsatz-
hundertschaften, Beweissiche-
rungs- und Festnahmehundert-
schaften, Technischen Hundert-
schaften, Zügen und Unter-
stützungshundertschaften mit
IuK-, A/O- WaWe/SW und

BeDo-Einheiten,
die zwar manchmal
unterschätzt, aber
immer sehr begehrt
von allen möglichen
Bedarfsträgern sind.
Die vielfältigen Be-

dürfnisse führen zu einer ab-
wechslungsreichen Tätigkeit,
aber auch zu einem unplanbaren
Leben für die Beschäftigten. Sel-
ten weiß man donnerstags, ob
man das Wochenende im Kreis
der Kolleginnen und Kollegen
(oft) oder der Familie (selten)
verbringt.

Und nie weiß man, ob der
Dienstherr einen für zu alt für den
Job betrachtet und dann mit mehr
oder weniger Druck in eine
Schwerpunktdienststelle verset-

zen will. Das ist bei einer Bundes-
polizei dann schon oft mit großen
Entfernungen verbunden.

Ein wesentlicher Bestandteil
der Aufgaben liegt in der Unter-
stützung der Bundespolizeiämter.
Dies geschieht durch regelmäßi-
ges Abstellen von Personal in
Form von Tagesunterstützungen
oder mehrmonatigen Abordnun-
gen. Auch der Einsatz in Gruppen
oder Zügen z. B. zur Fan-
begleitung bei Fußballspielen im
eigenen bahnpolizeilichen Auf-
gabenbereich steht regelmäßig
an. Und kaum eine Großlage – ob
CASTOR-Transport, 1. Mai oder
Papstbesuch – ist denkbar ohne
Bundespolizisten. Hierbei wer-
den oft nicht nur Aufgaben im ei-
genen Zuständigkeitsbereich er-
füllt. Auch die Unterstützung der
Länder findet hier statt. Das
Spektrum der Einsatzmaßnah-
men ist so vielfältig wie die oben
genannten Einheiten. Die Ver-
bände der Bundespolizei sind ge-
fordert, die rasante Entwicklung
aller polizeilichen Aufgaben-
felder mit zu vollziehen. Das er-
fordert  die Bereitschaft der Mit-
arbeiter zu Fortbildungsmaßnah-
men und ständigem Training.

Die aktuelle Diskussion über
den Einsatz von verbandsmäßig
gegliederten und ausgebildeten
Polizeibeamt/innen im Rahmen
polizeilicher Auslandsmissionen
zeigt dies deutlich auf. Dies ist
nicht durch die Aufstellung einer
Hundertschaft für Auslandsein-
sätze getan, wie die Erfahrung
aus der Teilnahme an internatio-
nalen Übungen zeigt. Entwick-
lung von Einsatztaktik und
-methoden, Fremdsprachenfort-
bildung, Beschaffung von und
Training mit speziellen Füh-
rungs- und Einsatzmitteln sind
zwingend erforderlich.

Bundespolizeiabteilung 2005 –
das ist fester Bestandteil natio-
naler und zunehmend internati-
onaler Si-cherheitsarchitektur;
heute nicht wie vor 55 Jahren aus
politisch taktierender Sicht, son-
dern aus polizeitaktischer Not-
wendigkeit.          Heinz Selzner

Bundespolizei – Vielseitigkeit der Verbände

Einer der sensi-
belsten Momente
eines schwierigen
polizeilichen Ein-
satzes:
Das Verladen der
Castorbehälter von
der Schiene auf die
Straße.  Foto: GdP
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Bahnpolizeiliche Aufgaben  in der Bundespolizei

Die Bundespolizei hat die
Aufgabe, auf einem ca. 36.000
Kilometer langem Strecken-
netz mit ca. 7.530 Bahnhöfen
und Haltepunkten, Gefahren
für die öffentliche Sicherheit
und Ordnung abzuwehren, die
• den Benutzern, den Anla-

gen oder dem Betrieb der
Bahn drohen oder

• beim Betrieb der Bahn ent-
stehen oder

• von den Bahnanlagen aus-
gehen.

 Die derzeitigen Einsatz
schwerpunkte liegen bei:

• Präventions- und Strafver-
folgungsaufgaben auf den
Bahnhöfen und Bahnan-

Die Entstehung des ältesten
polizeilichen Standbeines der
Bundespolizei kann man nicht
trennen von der Entwicklung der
Eisenbahn. Gab es doch schon
bei der Fahrt der ers-
ten deutschen
E i s e n -
b a h n
zwi-

schen Nürnberg und Fürth am 7.
Dezember 1835 bahn-polizeili-
che Bestimmungen: Als erstes
wurde 1838 durch Preußen das
„Gesetz über die Eisenbahn-Un-
ternehmungen“ erlassen.

In den Ländern gab es meist als
„Bahnordnungen“ oder „Bahn-
polizei-Reglement“ bezeichnete
Verordnungen. Ihre Einhaltung
wurde damals von Eisenbahn-
bediensteten überwacht – erkenn-
bar an einem Brustschild und
Bewaffnung mit Seitengewehr
oder einem Degen.

In der Verfassung des Deut-
schen Reiches vom 16. April 1871
wurden schließlich für die Län-
der inhaltsgleiche „Bahnpolizei-
reglements“ eingeführt.

Nach dem ersten Weltkrieg
wurden die bis dahin selbststän-
digen Eisenbahnen der Länder
mit der Weimarer Reichsverfas-
sung zur „Reichsangelegenheit“

lagen, z. B. gegen Vandalismus,
Eigentums- und Gewalt-
kriminalität (Graffiti, Dieb-
stahl und Körperverletzung)
sowie gefährliche Eingriffe in
den Bahnverkehr,

• Präsenzstreifen, insbesondere
im grenzüberschreitenden Ver-
kehr und im Zusammenhang
mit Reisebewegungen aus An-
lass demonstrativer Aktionen,

• Gezielte Streifentätigkeit und
Fahndung in kriminalitäts-
gefährdeten Zügen im Perso-
nen-Nahverkehr aber auch im
Güterverkehr,

• Schutzmaßnahmen auf Bahn-
höfen und in Zügen im Zusam-
menhang mit der Personen-
beförderung bei Großveran-

staltungen (z. B. Fußball-
fan-Begleitung),

• Gefahren abwehrende Maß-
nahmen zur Verhinderung
von Gewalt bei der Beför-
derung von radioaktiven
Stoffen im Rahmen der
CASTOR-Transporte.

Als zukünftiger Meilen-
stein in der bahnpolizeilichen
Aufgabenwahrnehmung ist
die Bewältigung des Einsatzes
anlässlich der WM 2006 zu
sehen. Hier wird sich insbe-
sondere der bahnpolizeiliche
Aufgabenbereich der Bundes-
polizei im Blickfeld der Welt-
öffentlichkeit dieser besonde-
ren Herausforderung stellen.

erklärt. Somit gingen auch die
bahnpolizeilichen Aufgaben auf
das Reich über. Dieses schuf mit
dem „Streifdienst“ ein Sicher-

heitsorgan, dessen ca. 1.600
Angehörigen als

hauptamt-
l i c h e

Bahn-
pol izei

Sicherheit
und Ordnung

auf dem Bahngebiet zu ge-
währleisten hatten. Sie waren be-
waffnet und motorisiert. Auch die
ersten Diensthundführer gab es.

Zeitgleich wurde ein ca. 120
Mann starker Fahndungsdienst
aufgestellt, der zur Untersuchung
von Beförderungsverlusten und
Straftaten von Reichsbahn-
bediensteten eingesetzt wurde.

Die „Eisenbahnpolizei“ blieb
auch nach 1933, trotz Gründung

der Reichspolizei, ein Bestand-
teil der Reichsbahn. Der Streif-
dienst, der 1938 in „Bahn-
schutzpolizei“ umbenannt wur-
de, erfüllte Ordnungsaufgaben
bei der Beförderung von riesigen
Menschenmengen zu Aufmär-
schen und Massenkundgebun-
gen. In diesem Zeitraum wurde
auch der „Reichsbahnfahn-
dungsdienst“ verstärkt und seine
Aufgaben erweitert.

Zur Verstärkung dieser Ein-
heiten, wurden der „Bahn-
schutz“ eingeführt, der aufgrund
seiner Ausbildung und Gliede-
rung einen militärischen Charak-
ter hatte. 1940 wurde der „Bahn-
schutz“ dann in die Wehrmacht
eingegliedert.

Nach dem Ende des zweiten
Weltkrieges gab es je nach Be-
satzungszone unterschiedlichen
Entwicklungen bei der „Bahnpo-
lizei“. Während in der britischen
und amerikanischen Zone die
Anbindung an die Eisenbahn-
verwaltung erhalten blieb und
später in der Bundesrepublik
Deutschland eine Gliederung in
Bahnpolizeiwachen und -posten
vorgenommen wurde, wurde sie
in der sowjetischen Besatzungs-
zone von der Deutschen Reichs-
bahn getrennt und dem Innen-

Aufgrund des Einigungsvertrages
mit den neuen Ländern vom
3.10.1990 und des Inkrafttretens
des Aufgabenübertragungs-
gesetzes vom 1.1.1992 in den al-
ten Ländern sind die Aufgaben der
Bahnpolizei in der Hand der heuti-
gen Bundespolizei. Eine Aufgabe,
die nicht zuletzt aufgrund der ak-
tuellen terroristischen Bedroh-
ungslage an Bedeutung gewinnt.

Foto: Armin Thiel

minister sowie den Landes-
polizeichefs unterstellt. Hier war
sie als Transportpolizei (Trapo)
ein besonderer Dienstzweig der
Deutschen Volkspolizei in der
damaligen DDR.

Die nächste große geschicht-
liche Entwicklung der „Bahnpo-
lizei“ fand 1990 statt, als der Bun-
desgrenzschutz aufgrund des Ei-
nigungsvertrages die bahn-
polizeiliche Aufgaben in den
neuen Bundesländern über-
nahm.

In den alten Bundesländern
geschah dieses am 1. April 1992
durch das Gesetz zur Übertra-
gung der Aufgaben der Bahnpo-
lizei und der Luftsicherheit. Die
meisten Angehörigen der haupt-
amtlichen Bahnpolizei und des
Fahndungsdienstes der Deut-
schen Bundesbahn ermöglichten
diese Übernahme durch ihren
freiwilligen Wechsel zum Bun-
desgrenzschutz.

Mit der Umbenennung des
Bundesgrenzschutzes in Bundes-
polizei im Juli 2005 erhielt auch
die bahnpolizeiliche Aufgaben-
wahrnehmung wieder die Be-
zeichnung, die dieser gerecht
wird.                         Dirk Seim

SICHERHEITSARCHITEKTUR
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Im nationalen Vergleich ist der Flughafen Düsseldorf mit
insgesamt mehr als 15 Mio. Passagieren im Jahr 2004
der drittgrößte Flughafen Deutschlands. Die Inlands-
passagiere mit 3,6 Mio. und die Schengenpassagiere mit
ca. 5,9 Mio.  Reisenden bilden eine Größenordnung von
9,5 Mio. Passagieren, die grundsätzlich und abgesehen
von sog. „§ 22 I a BPOLG Maßnahmen“ keiner Kontrolle
zugeführt werden. Dies entspricht einem Volumen von
63 % gemessen an der Gesamtzahl der Passagiere. 37 %
der Reisenden, d. h. über 5,6 Mio. Passagiere sind sog.
Non-Schengen-Passagiere, die entsprechend der Vorga-
ben des SDÜ (Schengener Durchführungsübereinkommen)
grenzpolizeilich kontrolliert werden müssen. Dies ergibt
über 15.000 Passagiere pro Tag. 2004 gab es insgesamt
17.804 Maßnahmen und Aufgriffe.

Die britische Militärregierung
entschloss sich 1948, den Flugha-
fen Düsseldorf wieder für den
zivilen Verkehr zu nutzen. Ein
Jahr später beginnt dort der zivi-
le Flugverkehr.

Im Frühjahr 1950 ließen die
westlichen Besatzungsmächte
ihre Absicht erkennen, die Auf-
gaben auf dem Gebiet des Pass-
wesens unter gewissen Vorbehal-
ten und Bedingungen auf deut-
sche Behörden zu übertragen.
Die Übernahme des Deutschen
Passkontrolldienstes für die bri-
tische Besatzungszone durch den
Bund erfolgte nach der Schaf-
fung der gesetzlichen Vorausset-
zungen mit dem BGS-Gesetz
vom 16. März 1951.

Die Bewältigung der rasanten
Zunahme des Charterflug-Tou-

rismus – besonders am Flugha-
fen Düsseldorf – war für alle
PVB tägliche Herausforderung.
Drehkreuzflüge, Kontrolle der
Flüge zur Leipziger Messe, Flug-
verkehr von und nach Berlin so-
wie Gastarbeiterflüge waren
Schlagworte dieser Zeit.

Entwicklung

Die Entwicklung auf dem
Personalsektor ist an die Steige-
rung der jährlichen Passagier-
zahlen und an die Übertragung
weiterer Aufgaben gekoppelt:

Angefangen hat man 1949 mit
5  Beamten, 1952 waren es 7 und
1973 bereits 48. Heute bewälti-
gen ca. 810 Mitarbeiter/innen
(davon etwa 540 Beamt/innen

Flughafen
Düsseldorf:
Von der Passkontrolle
zur Bundespolizeiinspektion
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und 270 Ange-
stellte) die Auf-
gaben im Be-
reich der Luft-
sicherheit.

Am 1.4.1961
erfolgte die Um-
benennung in
„Grenzschutz-
stelle Flughafen
Düsseldorf“, ab
Januar 1998 (BGS-Reform 2)   in
„Bundesgrenzschutzinspektion
Flughafen Düsseldorf“ und im
Juli 2005 wurde der jüngste
Name „Bundespolizeiinspektion
Flughafen Düsseldorf“ vergeben.

Der Rhein-Ruhr-Flughafen
begann 1970 mit der Erweite-
rung des Flughafens (1973 wird
der Flugsteig B eröffnet) und
endet vorläufig mit der Fertig-
stellung des Charterflugsteigs C
im Januar 1998.

Ein Umdenken in den alten
Abläufen brachte 1995 die Ein-
führung des Schengener Abkom-
mens mit sich.

Eine furchtba-
re Brandkatast-
rophe am 11.
April 1996, der 17
Menschen zum
Opfer fielen, ver-
nichtete den
F l u g h a f e n
Düsseldorf und
gleichzeitig die
Dienststelle. Die

Einrichtungsgegenstände – Um-
kleideräume mit der Dienst-
bekleidung eingeschlossen – wa-
ren durch die im Rauch entstan-
denen Gifte nicht mehr zu ge-
brauchen. Dem damaligen stell-
vertretenden Dienststellenleiter
ist es zu verdanken, dass drei Kol-
legen in letzter Minute aus dem
giftigen Rauch gerettet werden
konnten.

Die Abwicklung des Flugver-
kehrs erfolgte zunächst über die
anderen Flughäfen in NRW, was
mit langen Anfahrten verbunden
war. Später verlegte man die Flü-
ge wieder nach Düsseldorf und
die Abfertigung für die Fluggäs-

te wurde in Zelten und Hangars
durchgeführt.

Ganz dringend suchte man
damals nach Räumlichkeiten für
die Unterbringung der Dienst-
stelle. Die einzige Möglichkeit:
Mitbenutzung eines Containers
im Areal für Asylanten, die sich
in der Flughafenregelung (§ 18a
AsylVerfG) befanden. Es war für
alle Beteiligten eine schwere
Zeit, in der besonders Initiative
und Improvisation gefragt waren.
Es bedurfte schon einiger An-
strengungen, damit aus dieser
Notlösung kein Dauerzustand
wurde.

Dem damaligen Leiter der
GSSt. K.-H. Koberg und seinem
Stellvertreter E. Walter gelang es
mit Hilfe des Personalrates – hier
sei Klaus Borghorst besonders
genannt – Gebäude der leer ste-
henden ehemaligen englischen
Kaserne nach den neuen Bedürf-
nissen umzubauen. Der Umzug
aus den Containern konnte am
9. Dezember 1997  endlich er-
folgen.

Aufgabenkatalog wächst

Die Bundespolizei Flughafen
Düsseldorf muss sich in den
nächsten 5 bis 10 Jahren weite-
ren großen Herausforderungen
stellen. Insbesondere die rasan-
te grenzpolizeiliche Entwicklung
mit der immens angestiegenen
Sicherheitslage bringt einen
wachsenden Aufgabenkatalog
mit sich, der zwangsläufig mehr
Personal erfordert. Insbesondere
im Aufgabenfeld der Luft-
sicherheit erzeugen die Vor-
schriften und Richtlinien der EU
immer neue Auflagen, die sowohl
die Bundespolizei als auch den

Flughafenbetreiber nicht zur
Ruhe kommen lassen. Durch die-
se Entwicklung hat sich die
Dienststelle in den letzten Jahren
stark verändert und muss sich mit
ihrer Struktur auch weiterhin
den Anforderungen der Zukunft
stellen. Nicht zuletzt aufgrund
der mittlerweile hohen Füh-
rungsspannen und einer ge-
wünschten Integration des Flug-
gastkontrolldienstes in die Orga-
nisation des Polizeivollzugs-
dienstes werden derzeit Überle-
gungen zu einer neuen Organi-
sationsform angestellt. Dies er-
scheint durchaus sinnvoll, da ein
Vergleich der Mitarbeiterzahlen
und Aufgaben zeigt, dass die
Bundespolizeiinspektion Flug-
hafen Düsseldorf im heutigen
Querschnitt eher einem Bun-
despolizeiamt als einer Inspekti-
on gleicht.

Ich könnte viele Personen auf-
zählen, die die Dienststelle
durchlaufen oder die gewerk-
schaftlichen Entwicklungen ge-
prägt haben, doch das würde den
gesteckten Rahmen sprengen.
Jedoch stand bei allen Entschei-
dungen für die GdP-Funktionä-
re der Mensch im Mittelpunkt.

Wir haben uns vorgenommen
auch weiterhin unser Handeln
danach auszurichten und werden
uns dafür einsetzen, dass wir
maßgeblich die Veränderungen
an dieser Großdienststelle mit
beeinflussen können. Unterstützt
werden wir hierbei durch die
mittlerweile über 400 organisier-
ten Kolleginnen und Kollegen
(Tendenz steigend).

Arnd Krummen
Vorsitzender KG Flughafen

Düsseldorf

Fälscher setzen heute mo-
dernste Technik ein, um die
Qualität ihrer Produkte zu ver-
bessern. Sogar unter ultravio-
lettem Licht sieht das falsche
Visum (unten) dem Original
(oben) täuschend ähnlich.
Nur durch gezielte Fortbil-
dung der eingesetzten Kolle-
ginnen und Kollegen und ei-
ner aufmerksamen Kontrolle
können diese Fälschungen
erkannt werden.

     Foto: SPU/FRA/F

Frankfurt    München    Düsseldorf    Hamburg
51 Mio.    26,8 Mio.    15,3 Mio.    9,9 Mio.
davon    davon    davon    davon
54 %    33 %                 5 %    unbekannt
Umsteiger    Umsteiger    Umsteiger

Grenzpolizeilich zu kontrollierende Passagiere in Mio.:

unbekannt     8,92                 5,64     2,2

Der Flughafen Düsseldorf
im Vergleich mit anderen Flughäfen

SICHERHEITSARCHITEKTUR
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BUNDESFINANZPOLIZEI

Deutschland braucht eine
Bundesfinanzpolizei

Die Notwendigkeit einer Bundesfinanzpolizei für
Deutschland besprachen der GdP-Bundesvorsitzende
Konrad Freiberg, der Bezirkvorsitzende Bundespolizei,
Josef Scheuring und der Vorsitzende der Kommission
Bundesfinanzpolizei, Frank Buckenhofer in Berlin mit
dem MdB Joachim Poß, stellvertretender Vorsitzender
der SPD-Bundestagsfraktion, zuständig für die Bereiche
Finanzen und Haushalt.

Ausgangslage
Als Folge der politischen Aus-

gestaltung der Europäischen
Union und dem gleichzeitigen
Abbau von weltweiten Handels-
schranken hat die klassische
Zollaufgabe deutlich an Umfang
verloren.

Gleichzeitig wurden die Voll-

zugsbereiche des Zolls ausgebaut
und neue bundesfinanzpolizeiliche
Aufgaben übernommen. Der Zoll
ist in wesentlichen Teilen Bundes-
finanzpolizei geworden. Die orga-
nisatorischen Konsequenzen
daraus wurden  nicht gezogen.
Vielmehr wurden die zuwachsen-
den Vollzugsaufgaben mit Ausnah-
me des Zollfahndungsdienstes in
unterschiedlichen Strukturen an
die klassische Struktur der Haupt-
zollämter angehängt. Die Folge ist,
dass die Vollzugsbereiche des Zolls
aus unterschiedlichen Mittel-

behörden heraus geführt unko-
ordiniert nebeneinander her arbei-
ten. Diese Aufstellung ist ineffek-
tiv, kostenintensiv und nicht geeig-
net, mit den benachbarten Polizei-
vollzugsbereichen des Bundes und
der Länder konsequent zusam-
men zu arbeiten. Deshalb ist der
Aufbau einer schlank organisier-
ten und schlagkräftigen Bundes-
finanzpolizei in Deutschland erfor-
derlich.

Lösung

Die heutige Organisation Zoll
ist in eine administrativ ausge-

richtete Bundesfinanzverwal-
tung mit zentraler Führung und
eine Bundesfinanzpolizei zu glie-
dern.

Die Bundesfinanzpolizei wäre
ein wirksames Instrument zur
finanzpolizeilichen Gefahrenab-
wehr und Strafverfolgung in fol-
genden sicherheitsrelevanten,
polizeilichen Tätigkeitsfeldern:
• Bekämpfung des international

organisierten Schmuggels von
Waren aller Art,

• Bekämpfung von Außenwirt-
schaftskriminalität,

• Bekämpfung der international
organisierten Geldwäsche,

• Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung,

• Bekämpfung des Subventions-
betruges und der Steuerhinter-
ziehung zum Nachteil der Eu-
ropäischen Union und ihrer
Mitgliedstaaten.

Von diesen Kriminalitäts-
feldern gehen schwerwiegende
Gefahren für die Bevölkerung
und die Wirtschaft unseres Lan-
des aus, die durch die Bundes-
finanzpolizei wirksam und schnell
abgewehrt werden können.

Realisierung

Die Bundesfinanzpolizei kann
sich zügig aus den bestehenden
vollzugspolizeilichen Einheiten
des Zolls heraus organisieren.
Die Gliederung kann klar struk-
turiert und in einem schlanken,
zweigliederigen Verwaltungsauf-
bau erfolgen.

Die Bundesfinanzpolizei-

behörden können örtlich so auf-
gestellt werden, dass sie mit den
anderen Bundespolizeien und
den Polizeien der Länder deut-
lich besser kompatibel werden.
Durch intelligente Personal-
umsetzungskonzepte kann die
Umorganisation sozial verträg-
lich und mit Zustimmung der
Beschäftigten umgesetzt werden.
Die logistische Versorgung der
Bundesfinanzpolizei kann in ei-
nem gemeinsamen Logistik-
konzept mit den weiteren
Bundespolizeien, dem Bundes-
kriminalamt und der Bundespo-
lizei erfolgen.

Kosten

Durch den Abbau der aufwän-
digen Behördenhierarchie kön-
nen erhebliche Kosten im mate-
riellen und personellen Bereich
eingespart und gleichzeitig die
operative Seite deutlich gestärkt
werden. Das gilt sowohl für den
Organisationsstrang Bundes-
finanzpolizei als auch für die
Bundesfinanzverwaltung. Gleich-
zeitig kann der Einsatzwert deut-
lich gestärkt und effektiv zu-
kunftsträchtig aufgestellt werden.

Zusammenfassung

Der Aufbau einer Bundes-
finanzpolizei in Deutschland ist
aus fiskalischen Gründen und aus
Gründen einer bestmöglichen
Kriminalitätsbekämpfung im
finanzpolizeilichen Bereich erfor-
derlich. Er führt dazu, dass die
heutige Gesamtorganisation Zoll
effektiver und kostengünstiger
arbeitet. Der Aufbau ist sozial-
verträglich und in strukturierten
Umsetzungsschritten machbar.
Die Ausgestaltung einer Bundes-
finanzpolizei in Deutschland
führt zu einer besseren Ver-
netzung dieser Kriminalitäts-
bekämpfungssparte mit den nati-
onalen und internationalen
Sicherheitsorganen.

Die Ausgestaltung einer Bun-
desfinanzpolizei macht schon na-
mentlich den Willen der deut-
schen Politik deutlich, finanz-
polizeiliche Straftaten in Deutsch-
land konsequent zu verfolgen.

HMue

Der vollzugpolizeiliche Teil
des Zolls ist ohne Zweifel
Bundesfinanzpolizei.
                      Foto: GdP
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TARIFPOLITIK

Am 9. Februar 2005 hatten sich die Tarifvertrags-
parteien über die Eckpunkte der Tarifreform verstän-
digt. In den „Redaktionsverhandlungen“ zur Ausgestal-
tung der einzelnen Tarifregelungen seit Februar 2005
hatten die Arbeitgeber immer wieder versucht, mit dem
Hinweis auf die dramatische Finanzlage der öffentli-
chen Haushalte weit reichende Verschlechterungen
und Einschnitte durchzusetzen. Dabei stellten sie zum
Teil sogar bereits erreichte materielle Ergebnisse aus
dem Tarifabschluss von Potsdam wieder in Frage.

Vor allem wollten die Arbeit-
geber Verschlechterungen in der
Tabellenstruktur sowie bei den
Regelungen zur Überleitung in
das neue Tarifrecht und zur
Besitzstandssicherung durchset-
zen. In der 36. Kalenderwoche
konnten auch die letzten
„Knackpunkte“ aus dem Weg
geräumt und ein tragfähiger
Kompromiss erzielt werden. Die
Tarifkommissionen des öffentli-
chen Dienstes im DGB haben
die Ergebnisse vom 7. bis 10. Sep-
tember 2005 ausführlich beraten
und bewertet und dem Gesamt-
paket abschließend mit großer
Mehrheit zugestimmt.

Damit ist es gelungen, das Ta-
rifrecht für den öffentlichen
Dienst auf eine zukunftsfähige
Basis zu stellen. Der neue Tarif-
vertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD) für Bund und
Kommunen tritt am 1. Oktober
2005 in Kraft.

Einheitliche Tabelle
für alle Beschäftigten
geschaffen

Ab 1. Oktober 2005 gilt eine
einheitliche Tabelle für Bund und
Gemeinden. Das war wegen der
unterschiedlichen Bezahlungs-
niveaus zwischen Bund und Ge-
meinden sowie zwischen den
Beschäftigtengruppen nicht ein-
fach.

Angleichung Ost an West
bleibt Ziel

Das gewerkschaftliche Ziel, zu
einem einheitlichen Tarifrecht in
Ost und West zu kommen, konn-
te nicht vollständig durchgesetzt
werden. Nach wie vor wird die
Jahressonderzahlung in den
neuen Ländern nur in Höhe von
75 % des Westens gezahlt, die
Unkündbarkeit gilt nur im Wes-
ten und die Arbeitszeit beträgt
bei den Gemeinden immer noch
40 Stunden. Beim Bund konnte
mit 39 Stunden in Ost und West
die Angleichung erreicht wer-
den.

Das Ziel einheitlicher Tarif-
regelungen in Ost und West wird
mit Nachdruck weiter verfolgt.

Neues Tarifrecht

Einkommen gesichert
Die Beschäftigten werden mit

ihrem heutigen Einkommen in
die neue Tabelle übergeleitet.
Dazu wird ein Vergleichsentgelt
auf der Grundlage des im Sep-
tember 2005 gezahlten Lohns
bzw. der Vergütung gebildet.

Ab 2007 wird ein
Leistungsentgelt gezahlt

Ab dem 1. Januar 2007 wird
ein Leistungsentgelt eingeführt,
das als Leistungsprämie oder
-zulage zusätzlich zum Entgelt
gezahlt wird. Das dafür zur Ver-
fügung stehende Volumen be-
läuft sich zunächst auf ein Pro-
zent der ständigen Monats-
entgelte des Vorjahres. Als Ziel-
größe sind acht Prozent verein-
bart. Das zur Verfügung stehen-
de Volumen ist zweckentspre-
chend zu verwenden und muss
jährlich ausgeschüttet werden.

Entgeltfortzahlung für
viele Beschäftigten ver-
bessert

Für die Dauer von sechs Wo-
chen wird für alle Beschäftigten
das Entgelt bei Arbeitsunfähig-
keit fortgezahlt. Daran schließt
sich die Zahlung eines Zuschus-
ses zum Krankengeld für künf-
tig bis zu weiteren 33 Wochen bis
zum bisherigen Nettoentgelt an,
ohne dass dabei die vom Kran-
kengeld abgezogenen Beiträge
zur Sozialversicherung ausgegli-
chen werden. Für diejenigen

Angestellten im Tarifgebiet West,
für die bis zum 30. September
2005 noch eine Entgeltfort-
zahlung bis zum Ende der 26.
Woche nach § 71 BAT gegolten
hat, gleicht der Zuschuss auch die

den bisherigen Tarifregelungen
auch in Zukunft unkündbar. Die
Arbeitgeber waren bereits bei
den Verhandlungen in Potsdam
nicht bereit, die Unkündbarkeits-
regelung auf den Osten zu über-
tragen.

Tarifverträge schützen
die Beschäftigten

Wegen der Kündigung der
Arbeitszeitregelungen im Län-
derbereich war die TdL von den
Verhandlungen über ein neues
Tarifrecht ausgeschlossen. Mitt-
lerweile haben viele Neuein-
gestellte in den Ländern längere
Arbeitszeiten und zum Teil ein
bis auf Null abgesenktes Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld. Be-
troffen sind auch Beschäftigte,

aus dem Krankengeld zu zahlen-
den Sozialversicherungsbeiträge
aus.

Unkündbarkeit für das
Tarifgebiet West gesi-
chert

Beschäftigte im Tarifgebiet
West, die 40 Jahre alt sind, kön-
nen nach einer Beschäftigungs-
zeit von mehr als 15 Jahren nur
noch aus einem wichtigen Grund
gekündigt werden. Wenn Arbei-
terinnen/Arbeiter bis zum 30.
September 2005 eine Beschäf-
tigungszeit von 15 Jahren er-
reicht haben, dann sind sie unab-
hängig vom Lebensalter nach

die bei Höhergruppierung dazu
erpresst werden, arbeitsvertrag-
lich längere Arbeitszeiten bzw.
Einschnitte beim Urlaubs- und
Weihnachtsgeld zu vereinbaren.

Insgesamt ist das Gesamter-
gebnis aber als guter Kompro-
miss zu werten. Es wurden wich-
tige tarifpolitische Ziele durchge-
setzt. Die Gewerkschaften haben
– gegen den Druck der TdL – mit
Bund und Kommunen die Tarif-
reform umgesetzt und zukunfts-
orientierte tarifvertragliche Re-
gelungen gestaltet, die den ver-
änderten betrieblichen Realitä-
ten und Arbeitsbedingungen im
öffentlichen Dienst Rechnung
tragen.                                  kör

Am 10. September haben die Vertragsparteien ihre Unterschrift unter
den TVÜ gesetzt – damit tritt der TVöD am 1. Oktober in Kraft.

       Foto: hol
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Urteile

Spätehenklausel :
Späte Ehe muss lange halten

Es ist nicht zu beanstanden,
wenn eine Versorgungsordnung
für die Gewährung einer Wit-
wen- oder Witwerversorgung vo-
raussetzt, dass die Ehe min-
destens zehn Jahre bestanden
hat, wenn sie nach Vollendung
des 50. Lebensjahres des verstor-
benen Ehegatten geschlossen
worden ist. Denn eine solche
Spätehenklausel dient einer
sachlich gerechtfertigten Risiko-
begrenzung.
Bundesarbeitsgericht, Urteil
vom 28. Juli 2005 – AZR 457/0

Privates Surfen:
Kann Kündigungsgrund sein

Die private Nutzung des
Internets während der Arbeits-
zeit mit Zugriff auf pornografi-
sche Seiten kann eine fristlose
Kündigung begründen. Ob die
Kündigung in einem solchen Fall
wirksam ist, ist auf Grund einer
Gesamtabwägung der Umstände
des Einzelfalls festzustellen.

Der Fall: Der Arbeitnehmer
war seit 1985 als Schichtführer
mit Aufsichtsfunktionen in einer
Chemie-Fabrik beschäftigt. Der
Arbeitgeber warf ihm für die
Zeit von September bis Novem-
ber 2002 eine private Nutzung
des Internets von insgesamt 18
Stunden einschließlich fünf Stun-
den für das Surfen auf pornogra-
fischen Seiten vor und kündigte
ihm fristlos. Der Arbeitnehmer
hat den Vorwurf teilweise bestä-
tigt. Von einem Verbot des Ar-
beitgebers, auf Internetseiten mit
pornografischem Inhalt zuzu-
greifen, habe er keine Kenntnis
gehabt. Seine Kündigungsschutz-
klage hatte in der Vorinstanz Er-
folg. Die Entscheidung wurde
aber vom Bundesarbeitsgericht
aufgehoben und der Rechtsstreit

an das Berufungsgericht zurück-
verwiesen.

Das Bundesarbeitsgericht:
Das Landesarbeitsgericht wird
aufzuklären haben,  in welchem
zeitlichen Umfang der Arbeit-
nehmer seine Arbeitsleistung
durch das Surfen im Internet zu
privaten Zwecken nicht erbracht
und dabei seine Aufsichtspflicht
verletzt hat, welche Kosten dem
Arbeitgeber durch die private
Internetnutzung entstanden sind
und ob durch das Aufrufen der
pornografischen Seiten der Ar-
beitgeber einen Imageverlust er-
litten haben könnte. Sodann ist
je nach dem Gewicht der näher
zu konkretisierenden Pflichtver-
letzungen gegebenenfalls zu prü-
fen, ob es vor Ausspruch der
Kündigung einer Abmahnung
bedurft hätte und ob unter Be-
rücksichtigung der langen Be-
schäftigungsdauer des Arbeit-
nehmers und des unter Umstän-
den nicht klaren Verbots der
Internetnutzung zu privaten
Zwecken eine Beendigung des
Arbeitsverhältnisses unverhält-
nismäßig ist.
Bundesarbeitsgericht, Urteil
vom 7. Juli 2005 – 2 AZR 581/04

Kein Familienzuschlag
bei eingetragener Lebens-
partnerschaft

Ein Beamter, der eine einge-
tragene Lebenspartnerschaft
nach dem für gleichgeschlechtli-
che Paare geltenden Lebens-
partnerschaftsgesetz geschlossen
hat, erhält nicht den Familienzu-
schlag, den das Bundesbesol-
dungsgesetz für verheiratete Be-
amte vorsieht. Der Familienzu-
schlag wird nach der gesetzlichen
Vorschrift ausdrücklich nur an
verheiratete Beamte gewährt;
diese Regelung kann nicht auf
eingetragene Lebenspartner-
schaften erweitert werden.
VG Neustadt, Urteil vom 23.
Mai 2005, 6 K 1761/04.NW
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Dank für Spenden
Nach dem unerwarteten Tod

unserer allein erziehenden Kol-
legin Nadine Höppner am
24.2.2005 im Alter von nur 28
Jahren hatten wir in Schleswig-
Holstein landesweit zu einer
Spendenaktion für die hinter-
bliebenen drei Kinder Janne-
Greta (4 Jahre), Rasmus-Emil (3
Jahre) und Bosse-Wilhelm (in-
zwischen 1 Jahr) aufgerufen.

Zukunft und Versorgung der
drei Vollwaisen lagen uns dabei
sehr am Herzen. Inzwischen sind
über 45.000 Euro aus Schleswig-
Holstein, aber auch aus dem üb-
rigen Bundesgebiet als Spenden
eingegangen. Zugunsten der
Vollwaisen werden wir in Kürze
das Geld für die Ausbildungs-
sicherung anlegen. Wir möchten
uns auf diesem Wege im Namen
der Hinterbliebenen bei all den
Kolleginnen und Kollegen als

Privatspender, bei den Berufs-
vertretungen und Gewerkschaf-
ten, der IPA, bei vielen Dienst-
stellen der Polizei, aber auch der
Justiz sehr herzlich bedanken.
Ein gesonderter Dank geht an
die verschiedenen Untergliede-
rungen unserer Gewerkschaft
der Polizei (GdP).

Der Dank geht aber auch an
eine Kollegin und an einen Kol-
legen in Schleswig-Holstein, die
angeboten hatten, alle drei Kin-
der adoptieren bzw. dauerhaft
betreuen zu wollen.

Behördlich ist dem natürli-
chen Wunsch entsprochen wor-
den, Janne, Rasmus und Bosse
von den Großeltern erziehen zu
lassen.
Gut, dass es sie gibt – die GdP!

Frank Poster, Vorsitzender der
GdP-Kreisgruppe

Rendsburg-Eckernförde

DGB-Bildungsurlaubsseminare:
November/Dezember 2005

Bullenschweine, Auslän-
der und Juden raus! – Von
der Verrohung der Sprache
zu politischen Extremismus
und Gewalt
(mit Besuch der Alten
Synagoge in Wuppertal)

Termin: 6. - 11.11.2005
Kosten: 130 Euro

Nach dem Ende von Rot-
Grün: Was ändert sich in der
Steuer- und Sozialpolitik?

Termin: 13. - 18.11.2005
Kosten: 130 Euro

Elaste – Plaste – Broiler-
hähnchen: Warum sich Ossis
und Wessis manchmal
schwer verstehen?

Termin: 27.11. - 2.12.2005
Kosten: 130 Euro

Israel, Palästina und der
Nahe Osten: Gibt es eine
„westliche Verschwörung“
gegen die arabische Welt?

Termin: 11. - 16.12.2005
Kosten: 130 Euro

Die Anerkennung dieser
Seminare nach den Bil-
dungsurlaubsgesetzen der
Länder bzw. nach der Son-
derurlaubsverordnung liegt
vor.
Anmeldungen an:
DB-Bildungszentrum,
Am Homberg 46-50,
45529 Hattingen
Telefon: 02324-508-403
Telefax: 02324-508-430
E-Mail:
bildungsurlaub@dgb-
bildungswerk.de

MOSAIK
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1. Internationales
Skatturnier der Polizei

Für Sonntag, den
6. November 2005,
wird zum 1. Interna-
tionalen Skatturnier
der Polizei ins Ott-
weiler Schlosstheater
eingeladen. Teilneh-
mer aus dem Saar-
land, den deutschen
Bundesländern, aus
Elsass, Lothringen,
Luxemburg und Bel-
gien werden erwar-
tet. Ab 14 Uhr geht es los – nach
dem Grußwort der Innenmini-
sterin des Saarlandes, Annegret
Kramp-Karrenbauer, zugleich
Schirmherrin der Veranstaltung.

Zu gewinnen gibt es Geld- und
Sachpreise. Gespielt werden zwei
Serien nach der Internationalen
Skatordnung. Teilnahmeberech-
tigt sind alle Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter
nationaler und in-
ternationaler Poli-
zeibehörden.

Während im
Schlosstheater ein
spannendes Tur-
nier läuft, wird er-
gänzend ein kurz-
weiliger Rund-
gang durch die
historische Alt-
stadt der ehemali-

gen Residenzstadt angeboten –
vor allem für die Begleitung der
Skatspieler.

Anmeldungen unter:
GdP, Lothar Schmidt, Kaiserstr.
258, 66133 Saarbrücken, Tel.
0681-8412410, Fax 0681-8412415,
E-Mail: gdp-saarland@gdp-
online.de

Phishing-Tricks
Wer per E-Mail eine Telefon-

rechnung in astronomischer
Höhe erhält, denkt im ersten
Schrecken oft nicht an die Sicher-
heit und öffnet die angehängte
Datei. Auf diese Reaktion speku-
lieren Betrüger, die derzeit er-
neut gefälschte T-Com-Rechnun-
gen mit dem Absender Rech-
nung-Online@t-com.net verschi-
cken. Durch das Öffnen des An-
hangs mit dem Titel „T-com-
Rechnung.pdf.exe“ installieren
Nutzer nämlich ein Trojanisches
Pferd auf dem Computer, das
vertrauliche Daten ausspioniert.
Der Betreff der gefährlichen
Nachrichten enthält Begriffe wie
„Telekom AG“ oder „Rechnung
Online Monat August 2005“, im
Mailtext können sich Textteile
wie „die Gesamtsumme für Ihre
Rechnung im Monat Mai 2005
beträgt xxx Euro“ finden.

Bitte löschen Sie derartige E-

Mails sofort und aktualisieren
Sie Ihr Virenschutzprogramm
und Ihre Firewall.

Gewarnt wird auch vor Betrü-
gern, die E-Mails mit Links zur
Login-Seite des Internet-
Auktionshauses eBay versenden.
Die angegebenen Interneta-
dressen sind allerdings so präpa-
riert, dass die Opfer nach dem
Login auf eine Website der Phis-
her umgelenkt werden. Unsere
Tipps: Reagieren Sie nicht auf E-
Mail-Nachrichten, in denen Sie
nach Zugangsdaten, Kennwör-
tern oder Ähnlichem gefragt
werden. Geben Sie zudem die
Internetadressen von Seiten, auf
denen Sie Geldgeschäfte erledi-
gen, lieber jedes Mal neu ein.
Nähere Informationen über
Phishing erhalten Sie
unter http://www.bsi-fuer-
buerger.de/abzocker/05_08.htm.

Aus: SICHER INFORMIERT
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„Kommt immer gesund nach Hause!“
Integriertes Einsatztraining bei der saarländischen Polizei

Die Ereignisse im täglichen Polizeidienst haben in der
letzten Zeit gezeigt, wie sehr die Erfüllung staatlicher
Sicherheitsaufgaben mit Gefahren für die Beamtinnen
und Beamte verbunden sind. Die Studie „Gewalt gegen
Polizeibeamte/innen“ des Kriminologischen For-
schungsinstitutes Niedersachsen fasst die Art und Wei-
se der Angriffe auf Polizeibeamte/innen zusammen.
Die Intensität der Angriffe ist deutlich gestiegen.
Immer häufiger verwenden die Angreifer gefährliche Ge-
genstände sowie Waffen, wie eine Auswertung von
Dienstunfällen bei der saarländischen Polizei zeigt.

Es sind oft nicht spektakuläre
Situationen, sondern Routine-
einsätze, aus denen sich gefährli-
che polizeiliche Lagen entwi-
ckeln. Alle Beamtinnen und Be-
amte stehen in dieser Konflikt-
spirale und können jederzeit in
Situationen kommen, auf die sie
nicht genügend vorbereitet sind
und somit an ihre persönlichen
Grenzen gelangen.

Reagierend auf einen Be-
schluss der Innenminister-Konfe-
renz hat auch das Saarland im
Rahmen seiner Möglichkeiten
einen Maßnahmekatalog erar-
beitet, um dem Sicherheits-
bedürfnis seiner Mitarbeiter so
weit wie möglich gerecht zu wer-
den. Die Schutzwestenausstat-
tung wurde ausgeweitet, neue
Pistolen und Pfefferspray wur-
den beschafft. Alle Mitarbeiter,
insbesondere die Führungs-
kräfte, wurden erneut auf die
Bedeutsamkeit der Thematik:
Eigensicherung sensibilisiert.

Konzeption integriertes
Einsatztraining

Ein wesentlicher Schritt zur
Arbeitssicherheit der Kollegin-
nen und Kollegen ist die Er-
arbeitung einer Ausbildungs-
konzeption „Integriertes Ein-
satztraining“ – entwickelt von
den Einsatztrainern der Abtei-
lung Dienstleistungen/Waffen
und Gerätedienst in Zusammen-
arbeit mit der Fachhochschule/
Fachbereich Polizei.

Das Konzept hat sich mit der
ganzheitlichen Betrachtung des
polizeilichen Tätigkeitsfeldes
und den Konfliktsituationen so-
wie den Handlungsalternativen
der Beamten/innen auseinander-
gesetzt. Polizeiliche Intervention
in Konfliktsituationen vollzieht
sich nicht statisch, sondern dyna-
misch. Folgende Abhängigkeiten
und Wechselwirkungen waren zu
betrachten:

• Konfliktpartner und ihre  phy-
sische sowie psychische  Struk-
tur,

• Umfeld und Rahmenbedin-
gungen der Situation,

• Informationsstand über die Si-
tuation (Vorbereitung),

• persönliche Handlungskom-
petenz der einschreitenden
Polizeibeamten.

In allen polizeilichen Situati-
onen wird von den Kolleginnen
und Kollegen eine situative
Handlungskompetenz abgerufen
und auch eingesetzt.

Zusammensetzung der
Handlungskompetenz

Aus den Bereichen der Fach-,
Methoden- und sozialer Kompe-
tenz werden in polizeilichen Si-
tuationen verschiedene Baustei-
ne benötigt, um eine  Lage zu lö-
sen. Die Schnittmenge der oben
angeführten Kompetenzen und
die Dosis hieraus ergibt die situ-
ative Handlungskompetenz. Un-
sere Seminar- und Trainings-
teilnehmer lernen von Beginn an,
vernetzt zu denken und zu han-
deln, um ihre Eigensicherung zu
verbessern.

Folgende Aspekte  aus den
Kompetenzen werden in Trai-
nings und Seminaren besonders
berücksichtigt:

Fachkompetenz
• Gesetzliche Vorschriften,
• Wissen über sicheres Einsatz-

verhalten (LF 371),
• Einsatzlehre, Einsatztraining,

Schießtraining, Sport),
• Wissen über Möglichkeiten der

externen und internen Kom-
munikation,

• Wissen über Umgang mit Be-
lastungen und  Stress,

• Wissen über mein Gegenüber.

Methodenkompetenz
• Taktische und strategische

Denkstrukturen, um das poli-
zeiliche Ziel im Team zu errei-
chen.

Soziale Kompetenz
•  Teamfähigkeit,
•  Positive innere Einstellung,
• Fähigkeit zur angemessenen

internen und externen Kom-
munikation,

•  Fähigkeit, eigene Stärken und
Schwächen zu erkennen und
zu akzeptieren,

• Bereitschaft zur Kritikfähig-
keit.

Wissenschaftliche Erkenntnisse
sowie verschiedene Modelle die-
nen der Steuerung und Verbesse-
rung der professionellen Situati-
onslösung. Die wichtigsten Um-
setzungsformen sind folgende:
• Einsatzmodell LF 371 mit drei

Phasen:  Vorbereitung, Aktion,
Nachbereitung,

• Defensive und offensive Hand-
lungsalternativen,

• Sensibilisierung für Gefahren
und  Entwicklung eines Ge-
fahrenradars,

• Erkennen der Konfliktebene,
• Vorgehen „Step by Step“ bis

zur Situationskontrolle,
• Umgang mit Stress,
• Rechtmäßigkeit und  Verhält-

nismäßigkeit,
• Kommunikation im Seminar

(Feedback),
• Sicherheitshinweise im Trai-

ning.

Jürgen Bick, der Verfas-
ser des Artikels, blickt
auf eine langjährige Er-
fahrung als Einsatz-
trainer für geschlosse-
ne Einheiten, Beamte
aus dem Wach- und
Wechseldienst und
Unterstützungskräfte
für UN-Missionen zu-
rück. Seit einem Jahr
ist er Koordinator Ein-
satztraining bei der Po-
lizei des Saarlandes.
Der Artikel beschreibt
Struktur und Inhalte
des IETR (Integriertes
Einsatztraining) bei der
saarländischen Polizei.

EIGENSICHERUNG
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Mit einer speziellen visuellen
Methodik, die den Teilnehmern
während des gesamten Trainings
zur Verfügung steht, kann sich
jeder selbst kontrollieren.

Die praktische
Umsetzung

Die Erkenntnisse der Kolle-
ginnen und Kollegen, dass dieses
Training für sie einen hohen Stel-
lenwert im Bereich der Eigen-
sicherung hat, sind mit der Zeit
gewachsen. Das Saarland als
kleines Bundesland bringt den
Vorteil, dass die Akzeptanz
durch Mundpropaganda über-
durchschnittlich hoch ist.

 Die Zielgruppen sind insbe-
sondere der Wach- und Wechsel-
dienst sowie operative Einheiten
der saarländischen Polizei. Mit
ihnen nehmen wir frühzeitig
Kontakt auf und besuchen sie auf
ihren Dienststellen, um in der
Vorbereitungsphase wichtige In-
formationen auszutauschen, In-
halte fest zu legen und dadurch
Vorurteile ab- und Vertrauen
aufzubauen. Persönliche Erleb-
nisse aus Konfliktsituationen
sind so im Vorfeld bekannt und
können im Training bearbeitet
bzw. in realitätsnahen Konflikt-
situationen eingebaut werden.

Studierende der
Fachhochschule

Die Studierenden der Fach-
hochschule werden im Haupt-
studium im integrierten Einsatz-

Kolleginnen können sich vorbe-
reiten und ihre Ausrüstungs-
gegenstände überprüfen. Als
Waffen stehen Übungspfeffer-
spray und als Rotwaffen zur Ver-
fügung.

Die Ist-Stand Analyse:
In dieser Trainingsphase wer-

den von den Situations-
darstellern (ausgebildete Ein-

satztrainer) alle Konfliktstufen
und Handlungsalternativen dar-
gestellt.

Das  ausgewählte Streifen-
team erlebt an einem realitäts-
nahen Sachverhalt, zum Beispiel
„Häusliche Gewalt“, alle Wirk-
mechanismen der situativen
Handlungskompetenz. Durch
diese Ist-Stand-Analyse erken-
nen die Einsatztrainer den aktu-
ellen Leistungsstand der gesam-
ten Zielgruppe.

Das Einsatztrainingscenter
verfügt über Wohnungsein-
richtungen, Treppen und Flur-
bereiche, die mit Videokamera
und Mikrofonen ausgestattet
sind. Nach dem „Einsatz“ wird
eine Videoanalyse mit allen
Seminarteilnehmern durchge-
führt. Dabei  werden die Defizi-
te aufgezeigt und besprochen.

Beseitigung der Defizite:
Die Defizite werden mit den

Teilnehmern beseitigt und pro-
fessionelle Handlungsalterna-
tiven eingeübt.

Durch den Einsatz von ver-
schiedenen Trainingsmethoden

Beispiele von Trainings-
themen:
• Distanz/Gefahrenradar
• Kontrolle und Steuerung

der Situation
• Stress-Stabilität
• Teamarbeit (interne Kom-

munikation)
• Vorbereitungsphase (Ab-

sprachen)
• Grenzen der Einsatzmittel

und Einsatzmöglichkeiten
• Eingriffstechniken im Team
• Fixierung, Fesselung,
   Durchsuchung
• Rechtmäßigkeit

erreichen wir sehr schnell eine
Qualitätsverbesserung bei der
Eigensicherung.

Persönliches Coaching:
Mit dem neuen Wissen soll ein

Streifenteam die Situation noch
einmal erleben und bewältigen.
Hierbei erkennt der Einsatz-
trainer die Verbesserungen der
Handlungskompetenz und noch
immer bestehende Defizite: Die
Teilnehmer können ihren Ein-
satz auf einer Großleinwand
nachvollziehen.

Die Korrekturen erfolgen
durch ein persönliches Coaching.
Fehlleistungen werden sofort
verbessert und positive Umset-
zungen gelobt. Die Teilnehmer
erkennen in dem Szenario die
professionelle Unterstützung der
Einsatztrainer und akzeptieren
deren Fachkompetenz.

Nachbereitung:
Dabei geht es um klare Rück-

kopplungen an die Trainer und
den Inhalt des Seminars. Die Teil-
nehmer erhalten von den Ein-
satztrainern Feedbacks über De-
fizite und Hinweise auf Fort-
bildungsmaßnahmen.

Die Rückkopplung aller Ziel-
gruppen ist sehr positiv. Kon-
struktive Verbesserungsvor-
schläge werden in die folgenden
Seminare eingebaut.

Interesse aus Frankreich

Im Jahr 2004 hat die Ecole
Nationale de Police in Rouen-
Oisse (Frankreich) Interesse an

training fünf Tage lang ausgebil-
det. Erkenntnisse und Erfahrun-
gen aus den Fortbildungsmaß-
nahmen fließen in diese Semina-
re mit ein. Das Curriculum gibt
vor, dass alle Module im Einsatz-
training miteinander vernetzt
werden und die Studierenden
ihre Handlungskompetenz ver-
bessern.

Die Vorgehensweise in den
Seminaren ist zielgruppen-
orientiert und jeweils abhängig
von den Seminartagen, die unter-
schieden werden nach dienstli-
chen Möglichkeiten:
• Hauptstudium 5 Tage,
• Dienstgruppen 3 Tage,
• UN-Friedensmission 2 Wochen,
• Theorie- und Themenblöcke

1 Tag.

Trainings- und
Seminarverlauf

Nach dem Erarbeiten der
Denk- und Handlungsmodelle
bekommt ein Streifenteam den
Auftrag, eine polizeiliche Situa-
tion zu lösen. Die Kollegen und

Integriertes Einsatztraining
in Aktion.
Fotos: Einsatztrainer Saarland
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dem Konzept „Integriertes Ein-
satztraining“ der saarländischen
Polizei gezeigt. Im Rahmen der
Jumelage wurde in Rouen und
im Saarland den französischen
Kollegen das Konzept vorge-
führt. Unsere französischen
Freunde haben diese Trainings-
form übernommen und setzen
sie bereits um.

Das „Integrierte Einsatz-
training“ vermittelt  den Kolle-
gen/innen eine bessere situative
Handlungskompetenz mit dem
Ziel, Verletzungen zu reduzieren.
In unserem Berufsbild gibt es
kein Training, das jedes  Restri-
siko vermeiden kann. Aber man
kann Kollegen/innen auf Ein-
satzsituationen vorbereiten und

EUROPA

Das CPT hat sich angemeldet
Die Präsidentin des „Committee for the Prevention of
Torture”, kurz CPT genannt, des europäischen Anti-Fol-
ter-Ausschusses, hat in einem Schreiben aus dem No-
vember 2004 den Besuch einer Delegation des Aus-
schusses in Deutschland für 2005 angekündigt.

Mit dieser Ankündigung war
die Aufforderung verbunden, alle
Orte mitzuteilen, an denen Per-
sonen untergebracht sind, denen
von staatlichen Stellen die Frei-
heit entzogen ist. In einigen Bun-
desländern wurde dieses Schrei-
ben bis auf „Revierebene“ hin-
unter weitergegeben; andere In-
nenministerien warten ab, bis
sich konkretisiert, welche Städ-
te, Präsidien oder Dienststellen
die Mitglieder der Delegation
aufsuchen werden, bevor sie die
Informationen weitergeben.

weise zu beschreiben. Ich war
selbst zweieinhalb Jahre beim
Europarat im Programm „Poli-
zei und Menschenrechte – nach
2000“ als Berater tätig und habe
in der Zeit häufig Kontakt mit
Kollegen des CPT gehabt.

Das CPT

Das „European Committee
for the Prevention of Torture and
Inhuman or Degrading Treat-
ment or Punishment”, oder der
Anti-Folter-Ausschuss, ist eine
Einrichtung des Europarates.

Die wichtigste Konvention,
die der Europarat verabschiedet
hat, ist die Europäische
Menschenrechtskonvention
(EMRK).

Nach der Universellen Erklä-
rung der Menschenrechte der
Vereinten Nationen aus dem
Jahr 1948, die nur mehr eine Ab-
sichtserklärung darstellte und
den Weg in die weitere Entwick-
lung öffnete, ist die EMRK aus
dem Jahr 1950 ein rechtlich bin-
dender Vertrag, der die Men-
schenrechte der ersten Genera-
tion (Recht auf Leben, Verbot
der Folter, Verbot der Sklaverei,
Recht auf Freiheit der Person,

Recht auf Glaubens-, Meinungs-
und Versammlungsfreiheit,
Recht auf ein faires Verfahren,
Recht auf Gleichbehandlung …)
festschreibt. Für die Bundes-
republik Deutschland ist die
EMRK nach der Bekanntgabe
im Jahr 1953 unmittelbar gelten-
des Recht geworden.

Verstöße gegen die EMRK
können von anderen Staaten
oder Einzelpersonen vor den
Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte in Straßburg
gebracht werden, der zum Bei-
spiel jüngst mit dem Fall des
Kurdenführers Öcalan (die Um-
stände seiner Festnahme, seines
Verbringens in die Türkei, die
dortigen Haftbedingungen, das
Verfahren etc.) befasst war.

Besser als jedes noch so ge-
rechte Urteil des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrech-
te ist es aber, wenn es gar nicht
erst zu Menschenrechts-
verletzungen kommt. Daher wur-
de hinsichtlich Artikel 3 der
EMRK  1987 vom Europarat die
„European Convention for the
Prevention of Torture and Inhu-
man or Degrading Treatment or
Punishment“ (Anti-Folter-Kon-
vention) verabschiedet, die nach
entsprechender Anzahl von Ra-

tifizierungen 1989 in Kraft trat.
Diese Konvention verbietet nicht
noch einmal die Misshandlung,
Demütigung, unmenschliche Be-
handlung oder Bestrafung, son-
dern setzt den Anti-Folter-Aus-
schuss ein, regelt dessen Zusam-
mensetzung, Organisation, Ge-
schäftsführung pp. und be-
schreibt seine Vorgehensweise
und Rechte.

Ziel des CPT ist es nicht, Ver-
stöße gegen Artikel 3 EMRK
festzustellen und die entspre-
chenden Staaten deswegen „an
den Pranger zu stellen“ oder ei-
ner Bestrafung zuzuführen.

Vielmehr soll erreicht werden,
dass Misshandlungen von Perso-
nen, denen von staatlichen Stel-
len die Freiheit entzogen wurde,
nicht (mehr) vorkommen. Das
CPT soll den Staaten helfen,
nicht zu akzeptierende Zustände
oder Verhaltensweisen festzu-
stellen und es soll den verant-
wortlichen Behörden Verbesse-
rungsvorschläge unterbreiten.

Dieses System wird von den
Grundsätzen der Zusammenar-
beit und Vertraulichkeit getra-
gen, daher werden Berichte über
die Feststellungen des CPT nur
mit Zustimmung des betroffenen
Staates veröffentlicht.

Besuche des CPT

Es gibt zwei Arten von Besu-
chen des CPT, zum einen perio-
dische (wie der, der jetzt für
Deutschland angekündigt wur-
de), zum anderen solche, die
„durch die Umstände erforder-
lich sind“ – wobei innerhalb der
letzten Gruppe wieder unter-
schieden wird nach „dringenden

CPT  „European Com-
mittee for the Prevention of
Torture and Inhuman or
Degrading Treatment or
Punishment” – Europäi-
sches Komitee zur Verhü-
tung von Folter und un-
menschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder
Strafe

Ich habe immer wieder festge-
stellt, dass viele Beamtinnen und
Beamte aller Hierarchieebenen
das CPT nicht kennen und sich
auch nicht vorstellen können,
dass da eines Abends eine Grup-
pe von mehreren Ausländern vor
der Wache steht, verlangt die
Haftzellen zu sehen, die
Arrestantenbücher zu lesen und
mit den Festgenommenen zu
sprechen – und man diesem
Wunsch nachkommen muss.

Den angekündigten regulären
Besuch des CPT nehme ich da-
her zum Anlass, die Organisati-
on, ihre Rechte und Vorgehens-

ihnen Handlungsalternativen
und -sicherheit vermitteln. Unser
Ziel als Einsatztrainer ist es, den
Berufsalltag der Beamten/innen
sicherer zu machen.

Eine interessante Rückkopp-
lung von einem älteren Kollegen,
der seit 25 Jahren im Einzeldienst
tätig ist „Diese Art der Ausbil-
dung für meine Eigensicherung

hätte ich meinen Kollegen und
mir vor 25 Jahren gewünscht.“

Allen Kollegen/innen wün-
schen wir immer, egal wo sie ih-
ren Dienst verrichten: „Kommt
immer gesund nach Hause“.

 Jürgen Bick, Koordinator
Einsatztraining
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Ad-hoc-Besuchen“ und „Nach-
folge-Besuchen“.

Periodische Besuche finden in
der Praxis etwa alle vier bis fünf
Jahre statt; ihre Dauer richtet
sich nach der Größe des besuch-
ten Staates, der Zahl der vorhan-
denen Einrichtungen und der
dort Einsitzenden, sie liegt zwi-
schen knapp einer und zwei Wo-
chen.

Über „durch die Umstände er-
forderliche“ Besuche entschei-
det das CPT (oder ggf. die Präsi-
dentin an seiner Stelle) zum Bei-
spiel, wenn verlässliche Informa-
tionen darüber vorliegen, dass es
eine ansteigende Gefahr einer
drohenden erniedrigenden oder
unmenschlichen Behandlung
gibt – oder wenn festgestellt wer-
den soll, ob den Empfehlungen
des CPT aus einem vorangegan-
genen Besuch gefolgt wurde.

Es nehmen mindestens zwei
CPT-Mitglieder an den Besu-
chen teil, die von Angehörigen
des Sekretariats und
erforderlichenfalls von Experten
und Dolmetschern begleitet wer-

den – die konkrete Anzahl rich-
tet sich natürlich nach den Um-
ständen des Einzelfalls. Das CPT-
Mitglied des besuchten Staates
und Experten aus dem Staat dür-
fen nicht zur Delegation gehö-
ren.

Beabsichtigte Besuche hat das
CPT dem betroffenen Staat
vorab anzumelden:
• Sobald es die Staaten festge-

legt hat, denen periodische Be-
suche abgestattet werden sol-
len, werden diese über die Ent-
scheidung informiert;

• ca. zwei Wochen vor dem Be-
such werden die Staaten über
den Besuchstermin informiert;

• wenige Tage vor Beginn des
Besuchs werden die Örtlich-
keiten bekannt gegeben, die
besucht werden sollen.

Mit diesem dreistufigen Ver-
fahren wird einerseits eine Vor-
bereitung des Besuches seitens
des Staates ermöglicht,
andererseits wird das Verdecken
von Missständen vermieden. Da
in kleineren Einrichtungen
Vertuschungshandlungen einfa-
cher vorzunehmen sind, werden
solche regelmäßig erst im Verlauf
eines Besuches als weiteres Ziel
bekannt gegeben.

Die Rechte des CPT

Der Anti-Folter-Ausschuss
kann alle Örtlichkeiten besu-
chen, an denen eine oder mehre-
re Personen untergebracht sind,
denen von einer staatlichen Stel-
le ihre Freiheit entzogen wurde,
zum Beispiel Gewahrsamszellen
von Polizeistationen, Gefängnis-
se,  Jugendarrestanstalten und
psychiatrische Krankenhäuser.

Alle Staaten sind verpflichtet,
dem CPT vollständige Listen mit
solchen Einrichtungen zu über-
senden (s. o.: vom BMJ übersand-
te Aufforderung von CPT-Präsi-
dentin Silvia Casale, aktualisier-
te Listen zu übersenden). Das
CPT ist aber nicht auf die ihm in
diesen Listen mitgeteilten Ein-
richtungen beschränkt – wenn es
aus anderen Quellen (z. B. auch
vom nationalen Mitglied) von
weiteren Einrichtungen erfährt,
darf es auch die aufsuchen.

Selbstverständlich haben alle

Polizeioberrat Hartmut Seltmann
war von Mitte 2001 bis Ende
2003 Programm-Berater beim
Europarat-Programm
„Polizei und Menschenrechte“,
danach im Landespolizeipräsi-
dium des Innenministeriums Hes-
sens Referent für Strategie und
Einsatz. Seit Mitte September
2005 arbeitet er im Sekretariat
von CEPOL, dem Netzwerk der
Polizeiführungsakademien der
25 Mitgliedsstaaten der EU in
Bramshill/GB.

Der Autor
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CPT-Mitglieder das Recht, in das
Staatsgebiet einzureisen und sich
dort frei zu bewegen.

Nach ersten Gesprächen teilt
sich die Delegation häufig in
Gruppen auf, von denen jede in
der Regel in einem Teil des be-
suchten Staates agiert. Dort su-
chen die Mitglieder der Delega-
tion die entsprechenden Anstal-
ten auf, Polizeistationen gerne
auch nachts.

Die Mitglieder der Delegati-
on haben immer ein Schreiben
des Europarats in der Sprache
des besuchten Landes bei sich,
aus dem hervorgeht, wer sie sind,
welche Aufgaben und Rechte sie
haben, sie  weisen sich daneben
mit einem persönlichen
Identitätspapier aus  und haben
meistens noch ein Schreiben der
jeweiligen Regierungsbehörden
dabei. Gegebenenfalls begleitet
ein höherer Beamter des besuch-
ten Staates die Delegation, um
Missverständnisse zu vermeiden.
Das CPT hat unbeschränkten

Zugang zu al-
len Örtlichkei-
ten  und kann
sich darin un-
gehindert be-
wegen. Jede
Verzögerung
des Einlasses,
die über ein
paar Minuten
zur Identitäts-
überprüfung
hinausgeht, ist
eine Verlet-
zung der Zu-
sammenarbeits-
pflicht aus Ar-
tikeln 3 und 8
der Anti-Fol-
ter-Konventi-
on.

Die Besu-
che beginnen in der Regel damit,
dass dem Wachhabenden einige
allgemeine Fragen zur Örtlich-
keit gestellt werden – Größe der
Anstalt, Zahl der Zellen, Be-
legung, derzeit stattfindende Ver-
nehmungen Inhaftierter an ande-
ren Orten. Dann werden die
räumlichen Gegebenheiten der
Einrichtung in Augenschein ge-

nommen und die Eintragungen
in den Gefangenenakten und ggf.
Krankenakten überprüft.

Es geht dabei darum festzu-
stellen, ob Angehörige über die
Festnahme benachrichtigt wur-
den, ob das Verlangen nach ei-
nem Anwalt erfüllt wurde, ob
eine medizinische Betreuung si-

chergestellt war, wie die hygieni-
schen Bedingungen sind – und ob
Gerätschaften vorhanden sind,
die vermutlich zur Misshandlung
oder Folter verwendet wurden
(dazu kann die Delegation auch
die Öffnung von Spinden der
Beschäftigten verlangen, in de-
nen sich schon in mehreren Fäl-
len Baseballschläger fanden, für

deren Vorhandensein eine glaub-
würdige Erklärung zu finden spä-
ter schwer fiel).

Als weitere Maßnahme wer-
den die Delegationsmitglieder
auch Gespräche mit den Inhaf-
tierten führen, und zwar alleine,
außer Hör- und möglichst auch
Sichtweite des Aufsichtsperso-
nals und ohne, dass es einer vor-
herigen Genehmigung eines

Organisation des CPT:
Das CPT setzt sich aus je

einer Vertreterin oder einem
Vertreter jedes Mitglieds-
staates des Europarats zu-
sammen. Diese müssen Per-
sönlichkeiten von hohem
sittlichen Ansehen sein, un-
parteiische und unabhängi-
ge Experten, die für ihre
Sachkenntnis auf dem Ge-
biet der Menschenrechte als
Mediziner, Juristen, Politiker
oder Verwaltungsbeamte
aus dem Bereich Strafvoll-
zug bekannt sind. Auch der
Bereich Polizei ist derzeit
vertreten, nämlich durch die
schwedische Vertreterin
Ann-Marie Orler, die
Polizeichefin des Bezirkes
Västmanland.

Unterstützt wird der
Ausschuss vom Sekretariat
in Straßburg, das auch die
zur Erfüllung des Auftrages
des CPT wichtigen Informa-
tionen aus offiziellen Quel-
len, den Medien, von Nicht-
regierungsorganisationen
oder Einzelpersonen zusam-
menträgt.

Anknüpfend an das, was
das CPT bei seinen Besu-
chen festgestellt hat, hat es
Normen erarbeitet. Diese
„CPT standards“ sind in ei-
ner Broschüre zusammenge-
fasst, die auch ein Kapitel zu
Polizeigewahrsam enthält
und beim Europarat in
Straßburg angefordert wer-
den kann (Secretariat of the
CPT, Human Rights
Building, Council of Europe,
F-67075 Strasbourg-Cedex).

Staatsanwaltes oder Richters
bedürfte. In angezeigten Fällen
können ein oder mehrere Inhaf-
tierte auch von einem Arzt un-
tersucht werden.

Sollte behauptet werden, ein
Häftling stehe zu sehr unter Al-
kohol- oder Drogeneinfluss, um
zu einem Gespräch zu erschei-
nen, überzeugt sich die Delega-
tion selbst davon; sie kann auch

Sitz des Sekretariats des CPT
in Staßburg (Frankreich)

Nach dem CPT-Besuch werden erste Eindrücke mit dem Personal einer Haftanstalt
besprochen.    Fotos: Europarat

verlangen, dass Inhaftierte aufge-
weckt werden oder, falls Anzei-
chen für eine Misshandlung oder
Folter vorliegen, dass eine Ver-
nehmung unterbrochen wird.
Die Delegation entscheidet auch,
ob sie Inhaftierte in Handschel-
len vorgeführt bekommt oder ob
Fesselungen abgenommen wer-
den – dabei wird sie natürlich den
Rat des Aufsichtspersonals in
ihre Entscheidung einbeziehen.

Die Zielrichtung dieser Gesprä-

EUROPA
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che ist klar, man will Aussagen
darüber bekommen, wie die Inhaf-
tierten seit der Verhaftung im
Streifenwagen, in den Verneh-
mungsräumen, anderen Anstalten
etc. behandelt wurden, ob ihre
Rechte beachtet worden sind usw.

Ebenfalls aus der Verpflich-
tung zur Zusammenarbeit des
Artikels 3 der Anti-Folter-Kon-
vention wird die Pflicht für das
Personal abgeleitet, in Gesprä-
chen mit der Delegation Rede
und Antwort zu stehen – wäh-

rend natürlich die Befragung der
Inhaftierten sich auf die be-
schränkt, die dazu bereit sind.

Ergebnisse des
Besuches

Noch am Ende des Besuches
trifft sich der Delegationsleiter
mit offiziellen Vertretern des be-
suchten Staates, um die Erkennt-
nisse und Schlussfolgerungen des
CPT zu übermitteln. Diese
mündlichen Stellungnahmen

werden schriftlich bestätigt, in-
nerhalb von drei Monaten nimmt
der betroffene Staat dazu Stel-
lung, und unter Berücksichtigung
dieser Stellungnahme wird der
Besuchsbericht des CPT ge-
schrieben. In diesem Bericht be-
schreibt das CPT die angetroffe-
nen Verhältnisse und ihm zuge-
tragene Vorwürfe, unterbreitet
aber auch Vorschläge, wie die
Inhaftierten noch besser vor
Misshandlungen geschützt wer-
den können.

Die Berichte werden dem be-

suchten Staat etwa sechs Mona-
te nach dem Besuch zugeleitet,
der hat dann Gelegenheit, Stel-
lung zu nehmen.

Gemäß Artikel 11 der Anti-
Folter-Konvention werden Be-
richte nur auf Wunsch des betrof-
fenen Staates veröffentlicht. Was
seinerzeit als Ausnahme gedacht
war, ist inzwischen die Regel: Fast
alle Berichte und Stellungnah-
men der Regierungen sind ver-
öffentlicht.

Hartmut Seltmann

EUROPA
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Die tödliche Romanze der
Kathrin Richter begann mit ei-
ner Zeitungsannonce. Es war im
Frühling 2002, als sie Jens W. ken-
nen lernte. Die damals 32-Jähri-
ge verliebte sich Hals über Kopf.
Schon nach vier Wochen zog sie
mit ihrem neuen Freund zusam-
men.

Doch bald wird ihr Jens W.
unheimlich. Er verfolgt sie mit
seiner Eifersucht, will auf jeden
Schritt und Tritt alles von ihr wis-
sen. Es erregt selbst seinen Zorn,
wenn sie eine Freundin treffen
will. Als sie eines Tages allein in
der Wohnung ist, packt sie ihre
Habe zusammen und zieht über-
stürzt aus. Für Kathrin Richter ist
die Beziehung beendet.

Jens W. ist außer sich. Er ruft
sie an, schickt ihr per SMS Mord-
drohungen. Er lauert ihr vor der
Haustür auf und droht ihr:
„Irgendwann kriege ich dich!“

weiteres Mal auflauert und sie
sogar mit einem Messer angreift,
nimmt ihn die Polizei in Gewahr-
sam, muss ihn jedoch bald wieder
frei lassen. Die Staatsanwalt-
schaft Mühlhausen stellt das Ver-
fahren ein – wegen „Geringfügig-
keit“.

Dabei ist Jens W. vorbestraft
wegen Geiselnahme und steht
noch unter Bewährungsstrafe.

Sechs Tage vor Weihnachten
macht Jens W. seine Drohungen
wahr. Er dringt in die Wohnung
von Kathrin Richter ein, tötet sie
mit 27 Messerstichen.

Die Staatsanwaltschaft hatte
quälend lange gebraucht, um
Kathrin Richters Anzeigen zu
bearbeiten. Erst nach vier Mona-
ten hatte sie nun doch einen
Haftbefehl gegen Jens W. erlas-
sen – am 19. Dezember 2002, ei-
nen Tag, nachdem Kathrin Rich-
ter starb.

Der Leitende Oberstaatsan-
walt Hans-Joachim Petri von der
Staatsanwaltschaft Mühlhausen
musste gegenüber einer
Fernsehreporterin des Mittel-
deutschen Rundfunks einräu-
men, dass es an einer Bündelung
der Informationen gefehlt hatte:
„Die Vorverurteilungen sind
teilweise bei anderen Thüringer
Staatsanwaltschaften bezie-
hungsweise Gerichten erfolgt.
Und hier ist wahrscheinlich eine
Verzahnung sachlich nicht mach-
bar gewesen.“ Eine Aussage, die
anmutet, als stecke man hier
noch im vorletzten Jahrhundert
– in einer Zeit, als Kleinstaaterei
viele Schlupflöcher ließ, lange
vor der Erfindung von Compu-
tern für raschen Datenabgleich.

Kriminaloberrat Uwe Stür-
mer ist Referent im Innenminis-

terium von Baden-Württemberg
und Leiter der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „Verhinderung
von Gewalteskalationen in
Partnerbeziehungen“. Es sind
Fälle wie der von Kathrin Rich-
ter, die ihn umtreiben: „Sie könn-
te noch leben, wenn die Polizei
eingegriffen hätte.“

1048 Frauen und Mädchen
wurden im Jahr 2004 Opfer von
vollendeten oder versuchten
Tötungsdelikten. Der Polizeili-
chen Kriminalstatistik zufolge
waren 57 Prozent der Opfer mit
dem Täter verwandt oder gut
bekannt. Statistisch gesehen ist
für eine Frau der derzeitige oder
frühere Partner der gefährlichs-
te Mann.

Was sind die Auslöser von
Beziehungsmorden? Uwe Stür-
mer: „In rund 90 Prozent der
Tötungsdelikte nach Bezie-
hungskonflikten wird die Tat in-
nerhalb von 48 Stunden nach ei-

nem konfliktverschärfenden Er-
eignis verübt.“ Dies könnten ent-
scheidende Gespräche zur end-
gültigen Trennung oder der Streit
um das Sorgerecht für die ge-
meinsamen Kinder sein.

Polizeibeamtinnen und -be-
amte erfahren häufig von drama-
tischen Zuspitzungen in Paar-
beziehungen, sehen aber keine
Handlungsmöglichkeit, etwa weil
das Opfer schweigt. Uwe Stür-
mer, ehemals Chef der Stutt-
garter Mordkommission, ver-
steht die Befürchtungen seiner
Kollegen, die Brisanz von Dro-
hungen nicht sicher einschätzen
zu können. „Man kann diese
Angst haben, aber aus Angst
nichts zu tun, ist keine Alternati-
ve. Da helfen klare Kriterien als
Entscheidungshilfe, statt sich al-

lein auf den Bauch zu verlassen.“

Nach den Zahlen aus Baden-
Württemberg hat der Täter in
immerhin einem Drittel der ver-
suchten oder vollendeten Töt-
ungsdelikte in Paarbeziehungen
die Tat angekündigt, meist gegen-
über dem Opfer und dessen An-
gehörigen und Freunden. In die-
sen klaren Warnzeichen liege
eine Chance, Leben zu retten,
meint Uwe Stürmer.

Die Grundregel, um tödliche
Gewalt abzuwenden, laute: dem
Opfer zuzuhören. „Die Opfer
sind Experten in eigener Sache,
sie sollten mit ihren Ängsten

„Bis dass der Tod euch scheidet…“: Für eine Frau kann
ihr Partner oder Ex-Gefährte der gefährlichste Mann ihres
Lebens werden. Der tödliche Ausgang von Trennungs-
dramen ließe sich häufig verhindern, sind Experten über-
zeugt: Warnsignale können auch von der Polizei besser er-
kannt werden. Die Polizei in Unna macht es vor.
Ein Bericht von Thomas Hestermann.

PRÄVENTION

Wenn die Liebe tödlich endet

Die Tötungsdelikte san-
ken bundesweit von 1994 bis
2003 um 32,3 Prozent. Doch
die Verteilung der Ge-
schlechter zeigt deutliche
Unterschiede:  die Straftaten
gegen das Leben von männ-
lichen Opfern gingen fast
doppelt so stark wie die ge-
gen Frauen zurück. Bei den
Opfern mit dem Merkmal
„Tatverdächtiger bekannt“
ist dieser Unterschied noch
deutlicher. Hier nahmen die
Zahlen bei den Männern um
16 Prozent ab, bei den Frau-
en nur um 2,6 Prozent. Deut-
lich abweichend vom allge-
meinen Trend ist das Leben
für diese Frauen kaum we-
niger gefährlich geworden.

Kathrin Richter nimmt die
Morddrohungen ihres früheren
Geliebten ernst und geht zur Po-
lizei. Innerhalb von vier Mona-
ten im Jahr 2002 stellt sie elf Mal
Strafanzeige gegen ihn – folgen-
los für das Verhalten des Täters.
Jens W. lässt Kathrin Richter
nicht in Frieden. Als er ihr ein

Opferfürsorge durch Beratung und Gesprächsangebot    Foto: Dittrich
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ernst genommen werden“, be-
tont Stürmer. Wenn ein potenti-
eller Täter Gewalt androhe, sei
es ratsam, im Umfeld des Opfers
ein Schutznetzwerk zu schaffen.
Und ganz banal die Fakten zu
überprüfen – kündige jemand
beispielsweise an, seine Ex-Part-
nerin zu erschießen, gelte es, nach
einer Waffe zu suchen.

Am Anfang polizeilicher Maß-
nahmen müsse die gründliche
Gefährdungsanalyse stehen. „Wir
müssen vor allem für die Hoch-
Risiko-Fälle Gespür entwickeln.“
Hier sieht Stürmer die polizeiliche
Kompetenz noch kritisch. „Wir
sind prima bei der Schloss & Rie-
gel-Beratung, sind bei Geiselnah-
men gut aufgestellt – aber wie ge-
hen wir mit Hinweisen auf drohen-
de Tötungsdelikte um?“

Typisch für Beziehungstäter ist
der Tunnelblick während der Kri-
se, aus Sicht des Täters: „Entwe-
der sie kommt zurück oder ich
bring sie um.“ Eine altgediente
Strafverteidigerin, die schon zahl-
reiche Mörder verteidigt hatte, ist
überzeugt: „Hätte man sie recht-
zeitig aus dem Käfig geholt, wären
ihre Opfer noch am Leben.“

Fallbeispiel: Ein Arbeitgeber
ruft morgens um acht Uhr die Po-
lizei an. Eine besonders zuverläs-
sige Mitarbeiterin sei nicht zur
Arbeit erschienen, er mache sich
Sorgen. Er wisse, dass bei ihr eine
Trennung im Raum stehe. Eine
Streife fährt zu ihrem Haus. Als um
8.15 Uhr niemand öffnet, brechen
die Beamten den Einsatz ab. Der
Arbeitgeber bittet ein zweites Mal
darum, der Sache nachzugehen,
wird nun mit seinen Warnungen
deutlicher. Der Mann seiner Mit-
arbeiterin habe gedroht, sie umzu-
bringen. Die Polizei fährt noch-
mals an. Ein Nachbar hat sich
bereits Zugang zur Wohnung ver-
schafft und ein Blutbad entdeckt.
Die Frau und ihr Mann liegen
beide erschossen auf dem Boden.

Stürmer rät, bei Drohungen die
Null-Toleranz-Strategie zu fahren.
Ob ein tödlicher Ausgang zu ver-
hindern sei, bleibe ungewiss, „aber
es gibt immer eine Chance. Es
reicht nach Hinweisen nicht aus,
Fragebogen zu verschicken.“ Die

Polizei müsse schnell auf Täter und
Opfer zugehen.

Nach einer Häufung von Fällen
erließ Baden-Württemberg einen
Erlass. Zentraler Punkt darin ist
die so genannte Gefähr-
deransprache nach bekannt
gewordenen Drohungen inner-
halb von 24 Stunden. Ziel dabei ist,
den möglichen Täter nicht nur mit
den polizeilichen Erkenntnissen
zu konfrontieren, sondern auch
ihm zuzuhören und von Druck zu
entlasten. Vielfach sind die poten-
tiellen Mörder arbeitslos und ver-
einsamt, haben kaum weiteren
Kontakt als ihren Partner. Darum
sehnen sie sich nach Gesprächen
in einer Situation, in der sie voller
Existenzängste sind.

Weitere Punkte des Erlasses:
polizeiliche und strafprozessuale
Maßnahmen prüfen, mögliche Tä-
ter nach Waffen durchsuchen und
ihre Unterbringung nach dem
Unterbringungsgesetz prüfen.

Für eine effektive Gefährderan-
sprache müssen sich Polizisten aus
Expertensicht nicht unbedingt ver-
tieftes psychologisches Hinter-
grundwissen aneignen. Ein Polizei-
beamter argumentierte gegenüber
einem Mann, der seine Frau mit
dem Tod bedroht hatte, ganz prag-
matisch: „Wenn du deine Frau um-
bringst, wirst du 15 Jahre kein Bier
mehr trinken.“

Das Polizeipräsidium Mann-
heim entwickelte ein Merkblatt für
die Gefährderansprache. „Extrem
kontraproduktiv ist es, wenn die
Polizei halbherzig einschreitet“,
warnt Stürmer. „Dann fühlen sich
potentielle Täter bestärkt.“

Die Polizei sieht im Umgang
mit häuslicher Gewalt bereits ei-
nen Paradigmenwechsel. „Frü-
her haben wir uns zu sehr auf die
Bearbeitung von Strafanzeigen
beschränkt nach dem Motto, so-
lange nichts passiert, sind uns die
Hände gebunden.“ Auch in der
Vorbeugung schwerer Bezie-
hungsstraftaten gelte es, auf zeit-
nahe Gefährdungsanalysen, kon-
sequente Gefährderansprachen
und die Beratung der Opfer zu
setzen.

Fortsetzung Seite 32
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Auf ein Wort
Liebe Seniorinnen,
liebe Senioren,
wie schnell sind wieder zwei

Monate ins Land gegangen, seit
wir euch über die Arbeit und Ak-
tivitäten des Vorstandes der
Seniorengruppe informiert haben.

Die Sommer-
monate sind
zu Ende, der
Herbst hat Ein-
zug gehalten.

Hoffentlich
hattet ihr die
Möglichkeit,
euch in der

Sommerzeit etwas zu entspannen
und Urlaub zu machen.

Abstand vom Alltag, von sei-
nen Belastungen und seinen Sor-
gen zu gewinnen, ist für uns alle
wichtig. Ich denke dabei nicht an
die vielen praktischen Hilfen, die
viele Seniorinnen und Senioren
als Großeltern ihren Kindern und
Enkeln leisten – von der Kinder-
betreuung angefangen bis hin zur
Führung des Haushalts. Ich den-
ke vor allem an diejenigen, die
pflegebedürftige Angehörige im
eigenen Haushalt oder in einem
Pflegeheim betreuen. Solch eine
Betreuung erfordert oft einen un-
geheuren Einsatz von Zeit, kör-
perlichen und psychischen Kräf-
ten, einen Einsatz, der zur tägli-
chen Last werden kann. Von da-
her brauchen wir auch Zeit für
uns selbst. Zeit, um auf das eige-
ne Leben zu schauen.

Dazu gehören auch zwischen-
menschliche Beziehungen, Ge-
sundheit und eine ausgefüllten
Freizeit. Dazu gehört aber auch die
Bereitschaft, für sich selbst zu klä-
ren: Was ist mir wichtig, worauf
kann ich verzichten?

„Dem Alltag entfliehen“, das
gehört inzwischen zum Leben,
anders ist vielfach das Überleben

in unserer Industriegesellschaft
nicht mehr möglich. Stress, Lärm,
Überbeanspruchung lassen die
Nerven dünner werden. Da
braucht man Entspannung, Erho-
lung. Vielen fehlt aber der Mut zu
einem Alleingang, sie haben Angst
vor einer weiten Reise, vor man-
gelnder ärztlicher Versorgung oder
sind einfach unsicher, weil sie für
einige Zeit ihre vertrauten Ge-
wohnheiten verlassen müssten.

Diese Angst nehmen und zu
einem positiven Gemeinschafts-
gefühl werden zu lassen, hat sich
die Seniorengruppe der GdP mit
ihrem „Aktivprogramm für Seni-
oren“ zur Aufgabe gemacht. Mit
diesem Programm wollen wir
Anregungen und Hilfestellungen
geben, wie man die Zeit des Ru-
hestandes aktiv gestalten kann,
zugleich aber auch das Gefühl
vermitteln: „Ich bin nicht allein –
ich bin den Kolleginnen und Kol-
legen etwas wert.“

Liebe Seniorinnen, liebe Seni-
oren, während ich diese Zeilen
schreiben, laufen die Vorberei-
tungen für die 5. Bundes-
seniorenfahrt, die die Gewerk-
schaft der Polizei wiederum als
einen besonderen Service für
ihre älteren Mitglieder organi-
siert, auf Hochtouren. Unter dem
Motto: „Den Alltag einfach hin-
ter sich lassen, Energie tanken
und die schöne Landschaft genie-
ßen“ wollen wir uns vom 20. Sep-
tember bis zum 4. Oktober 2005
mit rund 250 Teilnehmerinnen
und Teilnehmern an der Türki-
schen Riviera verwöhnen lassen.
Voller Stolz können wir sagen,
dass sich diese seit Jahren ange-
botenen und durchgeführten
Bundesseniorenfahrten großer
Beliebtheit erfreuen und ich hof-
fe, dass auch diese Türkeifahrt zu
einem Erlebnis wird und mit
dazu beiträgt, das Gemein-
schaftsgefühl zu stärken.

Bis zur nächsten Ausgabe
Euer Heinz Blatt, Vorsitzender

Seniorengruppe Bund

Erwartungen weit übertroffen
GdP-Aktivprogramm
für Senioren ausprobiert
Bereits auf der Senioren-

sitzung am 16.3.2005 wurde u.
a. das GdP-Aktivprogramm für
Senioren behandelt und erläu-
tert. Hier wurde eine Fahrt nach
Lübeck für den 8.6.2005 be-
schlossen. Zum ersten Mal ha-
ben wir uns bei einer Fahrt auf
das in Magdeburg vom Bun-
deskongress der GdP ange-
nommene Aktivprogramm für
Senioren bei der Organisierung
der Fahrt gestützt.

Wir konnten sofort den rich-
tigen Ansprechpartner in
Lübeck nach dem Motto
„GdP-Senioren helfen GdP-
Senioren“ herausfinden. Nach
der ersten Kontaktaufnahme
bereiteten sich die Kollegen der
GdP, LB SH, Kreisgruppe
Lübeck, mit ihrem Vorsitzen-
den Detlev Hardt und Seni-
orenvorsitzenden Martin Mol-
denhauer auf unseren Besuch
vor. Sie erstellten einen Ablauf-
plan, den wir unseren Teilneh-
mern noch vor der Abreise be-
kannt gaben.

Am Tage der Anreise wur-
den unsere Vorstellungen zum
Aufenthalt in der Hansestadt
Lübeck weit übertroffen. Der
herzliche Empfang und die
Aufnahme unserer Senioren-
gruppe durch die Senioren-
gruppe der GdP-Lübeck tru-
gen dazu bei, Erläuterungen
der Sehenswürdigkeiten der
Stadt und Erfahrungen in der
Seniorenarbeit auszutauschen.
Das volle Programm gestalte-
te sich für beide Seiten als at-
traktiv und lehrreich zugleich.
Unsere Kontakte wurden wei-
testgehend ausgebaut.

Unsere Fahrt nach Lübeck
hat bei unseren Kollegen einen
bleibenden positiven Eindruck
hinterlassen. So etwas haben
wir auf unseren bisherigen Ver-
anstaltungen noch nicht erlebt.
Unser aller Dank gilt den Or-
ganisatoren beider Seiten.

Manfred Duldhardt, stellv.
Seniorenvorsitzender Berlin

Am 12. und 13. September 2005 tagten die Geschäftsführenden Vor-
stände der JUNGEN GRUPPE und der Senioren (Bund) in der GdP-
Geschäftsstelle Berlin. Ihr Hauptpunkt: Erarbeitung eines Leitfadens
zum „Mentoring-Programm“. Das Mentorring-Programm hat die Senio-
rengruppe ins Leben gerufen, um insbesondere junge Mitglieder für eine
aktive Arbeit in der GdP zu gewinnen (DP berichtete in DP 2/05 und
8/05). Kollege Blatt (r.), sein Stellvertreter Artur Jung (l.) und der
JUNGE-GRUPPE-Vorsitzende Sascha Göritz (2. v. l.) informierten den
GdP-Bundesvorsitzenden Konrad Freiberg (2. v. r.) über den erarbeiteten
„Leitfaden“.                   Foto: tetz

Leitfaden für Mentoring erarbeitet

„Der Mensch braucht
Pausen.“

„Zeit für sich
selbst haben. Auf
das eigene Leben
schauen.“

„Entspannen und
die Seele baumeln
lassen.“
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Produktive Kräfte des Alters nutzen
Die heutige gesellschaftliche

Auseinandersetzung über das
Alter wird primär aus Sicht mög-
licher Belastungen der sozialen
Sicherungssysteme geführt.
Dabei werden die möglichen
Gewinne, die der Gesellschaft
aus dem sozialen Engagement
vieler älterer Menschen erwach-
sen, zu selten berücksichtigt.

Altern wird in unserer Kultur
hauptsächlich im Sinne von De-
fiziten interpretiert und nicht im
Sinne der Entwicklung von see-
lischen und geistigen Ressour-
cen. Mit dieser einseitigen Sicht
des Alterns und des Alters ist das
Problem verbunden, dass die po-
tenzielle gesellschaftliche Pro-
duktivität des Alters unerkannt
bleibt.

Dabei muß man sehen, dass äl-
tere Menschen heute vielfältige
Aufgaben im ehrenamtlichen En-
gagement übernehmen, in der Hil-
feleistungen für Familie und Nach-
barschaft sowie im sozialen Be-
reich bewältigt werden. Damit leis-
ten sie bedeutende Beiträge, die
nicht nur den unmittelbar Betrof-
fenen, sondern mittelbar der Ge-
sellschaft und der Volkswirtschaft
zugute kommen, weil die ältere
Generation eine wichtige Rolle
des Verbrauchers im Wirtschafts-
leben eingenommen hat.

Um die Möglichkeiten politi-
scher und gesellschaftlicher Ak-
tivitäten älterer Menschen zu er-
kunden, wird derzeit der 5. Alten-
bericht der Bundesregierung
zum Thema „Potenziale des Al-
ters in Wirtschaft und Gesell-
schaft“ erstellt. Es sollen Ent-
wicklungsmöglichkeiten und
Chancen älterer Menschen in
und für die Gesellschaft unter-
sucht und mit den überholten
Vorstellungen vom älteren Men-
schen aufgeräumt werden.

Die ältere Generation ist je-
doch an der wirtschaftlichen
Wertschöpfung nicht mehr in
dem Maße beteiligt, wie es frü-
here Generationen gleichen Al-
ters waren. Dies ist mit ihrem ge-
wollten Ausstieg aus dem Er-

werbsleben verbunden. Viele
nutzen, aus welchen Gründen
auch immer, die Möglichkeit des
vorzeitigen Ausscheidens durch
Altersteilszeit. Aber hauptsäch-
lich sind es die Arbeitgeber, die
den älteren Menschen für unpro-
duktiv halten und ihn deshalb
loshaben wollen. So sind nach ei-
ner neueren Studie des Gelsen-
kirchener Instituts für Arbeit und
Technik (IAT) 15 Prozent der
Unternehmen nicht bereit, älte-
re Arbeitnehmer/innen einzu-
stellen. Die Beschäftigungsquote
der 55- bis 64-jährigen liegt in
Deutschland bei fast nur 40
Prozent.

Die Produktivität im Beruf
hat nach einer Untersuchung von
Prof. Dr. Andreas Kruse ergeben,
dass die Stärken älterer Arbeit-
nehmer/innen u. a. in der Integra-
tion verschiedener Arbeitsabläu-
fe, im Überblick über ein Ar-
beitsgebiet, in der  sozialkom-
munikativen Kompetenz, in
hoher Identifikation mit der Ar-
beit und dem Arbeitsplatz und in
der Vorbildfunktion für jüngerer
Mitarbeiter liegen. Als berufliche
Schwächen wurden Einbußen in
geschwindigkeitsbezogenen Ar-
beitsabläufen sowie in verringer-
ter Leistungskapazität gesehen.
Vor allem hervorgehoben wer-
den, dass die beruflichen Stärken
in vielen Fällen die beruflichen
Schwächen zu kompensieren ver-
mögen. Nicht zu vergessen die
beruflichen Erfahrungswerte, die
durch langjährige Tätigkeit er-
langt werden.

Die Befunde zeigen in ihrer
Gesamtheit nicht nur die produk-
tiven und nutzbaren Potenziale
des  Alters, sondern auch, dass
vorhandene Potenziale älterer
Menschen nach wie vor zu selten
erkannt und genutzt werden.

Über die demografische Ent-
wicklung und die Prognosen für
die Arbeitsmarktsituation ist viel
geschrieben worden. Wenn die
Menschen zunehmend älter wer-
den und der Arbeitsmarkt für die
Jungen zu wenig hergibt, wird
sich die Politik darüber Gedan-
ken für die Zukunft machen

müssen. In der Broschüre Sozial-
recht und Praxis wird über das
„Grünbuch“ der EU-Kommissi-
on zum demografischen Wandel
berichtet. Danach soll die Zahl
der Senioren (65 bis 79 Jahre)
von 2010 bis 2030 stark ansteigen.
Sie werden auch aktiver sein, da
sie gesünder sind, vorausgesetzt,
der aktuelle Trend hält an. Auch
sind sie wirtschaftlich besser ge-
stellt als ihre Vorgänger und da-
mit ein großes Verbraucher-
potenzial.

Die Veränderung des Alters-
bildes wird die Gesellschaft beein-
flussen. Die große Zahl noch akti-
ver, aber nicht mehr im Arbeits-

prozess stehender Menschen, bie-
tet eine große Chance für das eh-
renamtliche bürgerschaftliche En-
gagement. Auch hierbei könnte die
Politik Rahmenbedingungen
schaffen, damit der Wunsch auf
Weiterbeschäftigung erfüllt und
die  Anerkennung im Ehrenamt
gewürdigt wird.

Die GdP mit ihrer großen
Seniorengruppe (ca. 40.000 Mit-
glieder im gesamten Bundesge-
biet) stellt sich dieser Herausfor-
derung. Dazu gehört insbeson-
dere ihr  Aktivprogramm für Se-
niorinnen und Senioren, das sich
zurzeit in der Umsetzung befin-
det.                           Olaf Bong

Zusammenarbeit vertiefen
GdP-Senioren

und Senioren des
Deutschen Bundes-
wehr Verbandes rü-
cken enger zusam-
men.

Zu einem weite-
ren Information-
saustausch über ge-
meinsam berühren-
de Fragen trafen sich
erneut die Geschäfts-
führenden Vorstände
der GdP-Senioren-
gruppe und des Bun-
deswehr Verbandes
(Ehemalige Solda-
ten/Reservisten/Hin-
terbliebene) am 22.
August 2005 in der
Berliner Geschäfts-
stelle des DBwV.

Im Mittelpunkt
der Gespräche
standen
• der Entwurf des

Ve r s o r g u n g s -
nachhaltigkeits-
gesetz,

• der Dritte Versorgungsbericht
der Bundesregierung,

• Versorgungsfragen im Zusam-
menhang mit dem Struktur-
reformgesetz-Entwurf und

• Gedanken über „Betreutes
Wohnen“

 Darüber hinaus
wurden Überlegun-
gen angestellt, auf
welchen „Problem-
feldern“ die Zusam-
menarbeit weiter in-
tensiviert werden
kann – z. B. Posttrau-
matische Belas-
tungsstörung und
die Diskussion um
den Einsatz der
Bundeswehr im In-
nern.

Der Vorsitzende
des Vorstandes der
ehemaligen Solda-
ten/Reservisten und
H i n t e r b l i e b e n e
(ERH) des DBwV
Kapitänleutnant a.
D. Horst Ries und
der Vorsitzende der
GdP-Seniorengrup-
pe Heinz Blatt ver-
wiesen auf die posi-
tiven Rückmeldun-

gen, die sie aus den Kreisen der
beiden Verbände zu den gemein-
samen Aktionen erhalten haben.

Sie motivieren beide Seiten,
sich in Zukunft weiter gemein-
sam für die Interessen der Mit-
glieder einzusetzen.                bl

Kapitänleutnant a. D.
Horst Ries, Vorsitzender
der ERH des DBwV, äu-
ßerte den Wunsch, die
Seniorenarbeit bei der
GdP besser kennen zu
lernen. Daher hat der
GdP-Seniorenvorstand
den Geschäftsführenden
Vorstand der ERH des
DBwV zur nächsten Vor-
standssitzung eingela-
den.         Foto:  GdP
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Die Signale aus gewalttätigen
Beziehungen zu deuten, ist
allerdings schwierig. Denn gedroht

Die Polizei in Baden-
Württemberg wertete 59
Fälle der versuchten oder
vollendeten Tötung in
Partnerbeziehungen aus
dem Jahr 2003 nach Akten-
lage aus. In 20 Fällen war of-
fensichtlich Trennung der
Auslöser für die Gewalt, als
weitere Gründe wurden be-
kannt: Wut und Ärger (18),
Eifersucht (17), psychische
Erkrankung (10), Zurück-
weisung (8). Manche Grün-
de wurden mehrfach notiert.

17 Täter waren arbeitslos,
12 ungelernte Arbeiter. Von
59 Tatverdächtigen waren 29
vorher polizeilich nicht in
Erscheinung getreten, 16
bereits durch Körperverlet-
zungen. Wer schon gewalttä-
tig war, steht unter einem
deutlich höheren Risiko,
wieder Gewalt auszuüben.

Alkohol spielte in 22 Fäl-
len eine Rolle, psychische
Erkrankungen oder schwer-
wiegende Probleme in 15
Fällen. Männer seien häufig
in dem paradoxen Umstand,
ihre Frau zu töten, weil sie
sie nicht verlieren wollen.

erstellen heute speziell ausgebil-
dete Beamte eine Gefährdungs-
analyse nach einem Gespräch
mit dem potentiellen Täter, be-
stimmen die Gefährdungsstufe
und legen eventuell weitere
Schutzmaßnahmen fest. Schät-
zen die Beamten die Lage als be-
drohlich ein, wird das Netz der
Kontrolle eng, suchen sie den
möglichen Gewalttäter einmal
pro Schicht auf. In Unna arbei-
tet die Polizei eng mit Partnern
wie dem Frauenforum, Bera-
tungsstellen, der Kirche und den
Psychologen der Justizvollzugs-
anstalt Schwerte zusammen.

Auf den Erfolg ist Scholz stolz:
Seit das Konzept greift, wurde
kein Mensch mehr getötet, der
zuvor eine Bedrohung angezeigt
hatte. Die Zahl der versuchten
und vollendeten Tötungsdelikte
sank von durchschnittlich 15 auf
sieben bis acht im Jahr. Zwei
Tötungsdelikte konnten unmit-
telbar verhindert werden – zwei
Männer, beide mit einem Messer
bewaffnet und entschlossen, ihre
Ex-Partnerin zu töten, wurden
von Beamten jeweils am Tatort
aufgegriffen.

Entscheidend ist aus Scholz’s
Sicht, dass die Polizei unverzüg-
lich und konsequent nach stan-
dardisierten Verfahrensabläufen
einschreitet. Die sachbearbei-
tenden Beamten gehen jeweils

nach einer Checkliste (die
Checkliste ist im Polizei-Intranet
abzurufen unter:
http://pol.unna-
kpd.polizei.nrw.de/intranet/
aktuell/intranetaktuell/
indexintraaktuell.htm).

Anfangs stieß das Konzept auf
Vorbehalte, als man häusliche
Gewalt noch als Familienstreit
sah und nach Einsätzen das
Protokollbuch mit dem lapidaren
Vermerk „Streit geschlichtet“
schloss. „Zugleich sind viele Be-
amte mit einem mulmigen Ge-
fühl nach Hause gefahren“, erin-
nert sich Scholz, „das ist jetzt
weg“. Das Konzept der Polizei
wird jährlich einer Wirkungs-
kontrolle unterzogen. Seit es Pra-
xis geworden ist, genießt es un-
ter den Beamten hohe Akzep-
tanz, wurde mittlerweile auch
vom Polizeipräsidium Dortmund
übernommen.

Auch bei den Opfern kommt
das Verfahren gut an. In einer
Befragung bezeichneten 89 Pro-
zent das Einschreiten der Polizei
als gut oder sehr gut, nur 11 Pro-
zent als schlecht oder sehr
schlecht. „Konsequentes Ein-
schreiten ist offenbar geeignet,
um latent tatbereite Täter von
weiteren Straftaten abzuhalten“,
ist Scholz überzeugt. „Wir haben
die Chance, eine Reihe von Straf-
taten zu verhindern.“

PRÄVENTION

Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamte, die im täglichen
Dienst im Rahmen des ersten
Angriffs mit der Spurensiche-
rung konfrontiert sind, benötigen
ein umfangreiches Wissen und
Können, das sie in die Lage ver-
setzt, zuverlässige und rechts-
sichere Beweismittel zu sichern.

Der Autor hat in dem kleinen
handlichen Band ebenso über-
sichtliche wie kompakte Check-
listen für Tatorte und Spuren auf

Spurensicherungshilfen

Mit diesem Lehr- und Studien-
brief löst der Verlag Deutsche
Polizeiliteratur GmbH Buch-
vertrieb die seit 20 Jahren gut
eingeführten Lehr- und Studien-
briefe Kriminalistik und Lehr-
und Studienbriefe Kriminologie

Grundlagen
der Kriminalistik/
Kriminologie

durch eine neue Reihe ab. In den
neuen Lehr- und Studienbriefen
Kriminalistik/Kriminologie fin-
den Studierende der Fachhoch-
schulen ebenso wie polizeiliche
Praktiker fundiert, übersichtlich
und praxisnah einen schnellen
und sicheren Einstieg in alle As-
pekte kriminalistischer Tätigkeit.

 Kriminologie und Kriminalis-
tik werden in ihrer inneren
Struktur, ihrem Charakter als
Wissenschaften und in der Man-
nigfaltigkeit ihrer Verbindungen
dargestellt. Kriminologie wird
mit der Vielzahl ihrer prakti-
schen Anwendungsfelder vorge-
stellt, Kriminalistik mit den Teil-
disziplinen Kriminaltaktik, Kri-
minaltechnik und Kriminalstra-
tegie in ihrer Einheit von Präven-

tion und Repression erläutert.
Zudem bietet das Buch in kom-
primierter Form eine Vielzahl
weiterführender Informationen
– z. B. über die Geschichte der
Kriminologie, der Kriminalistik
und der Kriminalpolizei sowie
über  Kriminalitätsbekämpfung
in Deutschland.

Grundlagen der Kriminalistik/
Kriminologie, Ralph Berthel,
Thomas Mentzel, Klaus
Neidhardt, Detlef Schröder,
Thomas Spang, Robert Weih-
mann, Verlag Deutsche Polizei-
literatur GmbH, 1. Auflage 2005,
160 Seiten, Broschur, 12,90 Euro,
23,30 sFr. im Abonnement und
14,90 Euro, 26,70 sFr. im Einzel-
bezug, ISBN 3-8011-0514-8

der Grundlage seiner über 20jäh-
rigen Erfahrung im Dezernat
Kriminaltechnik – sowohl in der
Praxis als auch in der Ausbildung
– zusammengestellt.

Spurensicherungshi l fen,
Erwin Suchy, Richard Boorberg
Verlag 2005, 66 Seiten, 8,90  Euro,
ISBN 3-415-03581-6

Fortsetzung von Seite 29

wird auch in zahlreichen Be-
ziehungskonflikten, die undrama-
tisch enden. Nur schät-zungsweise
zwei Prozent aller Drohungen füh-
ren tatsächlich zu tödlichen Konf-
likten. Wie realistisch ist es, dass
Polizeibeamte so sicher im Urteil
werden, dass sie Gewalttaten ver-
hindern? „Die Chancen sind bei
dichter Betreuung relativ günstig“,
ist der Konstanzer Rechtspsy-
chologe Prof. Peter Steck über-
zeugt. Der allmähliche Rückgang
der Morddelikte sei auch ein Er-
folg polizeilicher Arbeit. „Einen
Menschen zu töten, hat nicht nur
die verheerende Folge, dass ein Le-
ben ausgelöscht wird, sondern dass
ein ganzes Umfeld erschüttert ist.
So gesehen lohnt sich natürlich
auch ein mächtiger Aufwand, um
allein eine Tat zu verhindern.“

Allerdings sei diese Aufgabe
nur interdisziplinär zu lösen. Das
zeige beispielsweise der psycho-
logische Dienst der Münchener
Polizei, dem sowohl Psychologen
als auch  Polizeibeamte ange-
hören.

Die Kreispolizei Unna steuer-
te um. Zuständig für die Weiter-
entwicklung und Umsetzung
beim Landrat Unna war Polizei-
rat Bernd Scholz. Hier wurde
bereits 1996 das  „Interventions-
konzept zur Verhinderung von
Gewaltdelikten nach vorausge-
gangener Bedrohung im sozialen
Nahraum” entwickelt. Danach


